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Die Dinge im Reiche ſpitzen ſich nicht nur täglich, ſon
dern ſtündlich zuſehends zu und treiben auf eine Löſung hin.
Jn den letzten Tagen wurde gemeldet, daß die Entente an die
deutſche Regierun
Ultimatum auf Beſeitigung der Arbeiterräte und Herſtellung
geordneter Verhältniſſe und einer verhandlungsfähigen Re
gierung geſtellt habe. Dies hat bürgerlichen Kreiſen Ver
anlaſſung gegeben, die Einberufung des Reichstages zu ver
langen. Das Berliner Tgbl. behauptet in ſeiner geſtrigen
Nachmittagsausgabe, daß ſich die Reichsregierung, nach
dem die Entente ſeit vier Wochen jeden Verkehr mit der
Reichsregierung vermieden und bei Beginn der Verhand
lungen über die Verlängerung der Waffenſtillſtandsverhand-
lungen in Trier tatſächlich eine Erklärung gegen die Ar-
beiter- und Soldatenräte abgegeben habe, nun gezwungen
ſei, ſich mit der Einberufung des Reichstages zu beſchäftigen.
Demgegenüber ſind wir in der Lage, feſtſtellen zu können,
daß die Meldung, im Kabinett ſchwebten Verhandlungen
über die Einberufung des Reichstages, falſch iſt. Die Re
gierung hat noch keinerlei Anhaltspunkte für die Annahme,
daß die Entente die Wiedereinberufung des Reichstages
fordern könnte. Auch ſcheinen die Verhandlungen in Trier
überhaupt noch nicht begonnen zu haben.

Die Meldung des Berliner Tageblattes wird heute von
den Morgenblättern der bürgerlichen Preſſe begierig auf-
gegriffen und natürlich dahin kommentiert, daß die Einbe
rufung des Reichstages gar nicht zu umgehen ſei, wobei mehr

Klare Entſcheidung
Das Hamburger Echo beſpricht Annäherungsver

ſuche, die ſeitens der Unabhängigen im Hinblick auf die be-
vorſtehenden Konſtituantewahlen in Hamburg gemacht wor-
den ſind. Das Echo tritt dafür ein, daß die beiden ſozial-
demokratiſchen Liſten verbunden werden und daß der not
wendige Kampf ſich in ſachlichen anſtändigen Formen ab
ſpielt, wenn möglich ganz eingeſtellt wird. Jm übrigen
aber hält das Echo es für dringend geboten, vor der Einigung
das Urteil der Maſſen bei der kommenden Wahl entſcheiden
zu laſſen. Mit vollem Recht führt das Echo aus:

Unſere Anhänger haben ſich jahrelang bis in die letzten Tage
hinein in Zeitungen und Verſammlungen von den Unabhängigen
beſchimpfen laſſen müſſen. Jhre ſelbſtloſe Arbeit im Dienſte des
Ganzen iſt immer wieder von jener Seite in den Schmutz ge
zogen worden. Sie haben das alles ertragen aber nicht damit
jetzt, wo die Abrechnung kommt, die Unabhängigen auf ihren Schul
tern Mandate erringen, die fie aus eigener Kraft nicht zu er
ringen vermöchten.

Noch entſchiedener behandelt das gleiche Thema eine
Zuſchrift an unſer Kieler Parteiblatt. Ein Feldgrauer
ſchreibt dieſem, die Heimkehrenden hätten erwartet, daß man
nach Erledigung des Streites über die Kriegsfragen ſich zur
Bewältigung der rieſigen Zukunflsaufgaben zuſammentun
würde. Aber die Unabhängigen hätten ſtatt deſſen die Kluft
immex mehr vertieft und immer wieder den „unüberbrück-
baren Gegenſatz“ betont. Dabei ſei es doch ganz klar, daß
die Sozialdemokratie die Kriegskredite immer nur bewilligt
habe, um das entſetzliche Unglück von Deutſchland fernzu-
halten, das jetzt über uns gekommen iſt. „Da mag denn auch
der Scheideſtrich von der alten ſozialdemokratiſchen Partei
e werden! Hinweg mit unmöglichen Kompromiſſen,

i denen allein die Unabhängigen aus übergroßer Toleranz
der alten Partei Vorteile gewinnen. Hinweg mit der jetzigen
Parität in den Verwaltungskörperſchaften! Sie entſpricht
nicht dem Kräfteverhältnis der beiden Gruppen. Klar zu
Tage mit dem Verhältnis der Kräfte! Kampf, offener Kampf!
Die Unabhängige ſozialdemokratiſche Partei will es ja ſelbſt
ſo! Darum auf! Das iſt die Forderung der heimkehren-
den Parteigenoſſen. Sie werden alle ihre Kräfte dafür ein-

en.
Kiel hat das Signal zur Revolution gegeben. Kiel weiſt

auch jetzt den Weg, auf dem allein die Errungenſchaften der
Revolution geſichert werden können.

Genoſſe Heilmann, der Herausgeber der Sozialiſti-
ſchen Korreſpondenz, wurde von dem Organ der Berliner
Inabhängigen, ſo ſich „Freiheit“ nennt, unter dem

lieblichen Titel: Der auferſtandene Schmock perſön-
lich angepöbelt und verdächtigt. Heilmann antwortet darauf,
indem er das Geſamtverhalten der Unabhängigen wie folgt
charakteriſiert:

„Die Unabhängigen haben während des ganzen Kriegesdas deutſche Volk e und betrogen. Sie haben ihm
vorgeſchwindelt, wir könnten, wenn wir ehrlich demokratiſch
und pazifiziſtiſch würden, auf die Hilfe der engliſchen und
franzöſiſchen Arbeiter, auf die Unterſtützung der Jnternatio-
nale rechnen. Sie haben geſchwindelt, daß in dieſem Krieg es
ſich überhaupt nicht im mindeſten um die Verteidigung
Deutſchlands handle, ſondern daß er lediglich für Erobe-
rungen geführt werde. Jetzt ſtehen die Eroberungspläne der

Einberufung des R

der Volksbeauftragten ein befriſtetes-

der eigene Wunſch als das Verhalten der Entente gegen die
Reichsregierung mitſpricht. Vorläufig würde alſo abzu
warten ſein, ob m die Entente Forderungen ſtellt, die
die Einberufung des Reichstages unvermeidlich machen.
Sollte es doch noch dahin kommen, ſo könnte das dem An-
ſehen der Räteregierung gerade nicht zuträglich ſein, nachdem
dieſe ſeit Wochen in telegraphiſchen Auseinanderſetzungen
mit dem Reichstagspräſidenten Fehrenbach die geforderte
Einberufung des Reichstags entſchieden abgelehnt hat. Das
Bürgertum würde aus der Wiedereinberufung neue Hoff
nungen ſchöpfen, obwohl die bürgerliche Preſſe meint, daß
es ſich bei der Einberufung des Reichstages nur um eine
formelle Angelegenheit handle, nämlich um eine geſetzmäßige
Grundlage für die jetzige Regierung zu ſchaffen, da ſich im
Reichstage zweifellos eine Mehrheit für die Regierung Ebert
und Haaſe finden werde. Es könnte natürlich auch anders
kommen. Und dann wäre die jetzige Regierung, die unbe-
dingt für die Republik, Demokratie und Sozialismus iſt,
eplatzt. Es iſt müßig, heute zu erörtern, was zu geſchehenhatte wenn es dahin kommen ſollte. Für uns iſt die ganze

Unterhaltung eine dringliche Mahnung an die kombinierte
Regierung zur unbedingten Einigkeit gegen die Elemente
nach links, die nicht nur der Entente zu ihrem Vorgehen den
Vorwand geben, ſondern auch in der Tat die alleinige Ge-
fahr für die heutige Gewalt bilden. Die Anfeindungen von
rechts könnten nur eine Gefahr ſein, wenn die Regierung

Arbeiterſchaft kaum eine Hand, um Deutſchland zu Hilfe zu
kommen; um ſo wilder tobt der chauviniſtiſche Vernichtungs-

haß. Von Stunde zu Stunde mehr erkennt das deutſche
Volk, wie ſehr es von den Unabhängigen irre-
geführt worden iſt und wie recht die ehrlichen Warner
hatten, denen der unabhöngige Pöbel nachbrüllte, ſie ver-
hetzten die Jnternationale eng e während ſie nur
die Wahrheit ſagten. Die Stunde der Abrechnung hat ge
ſchlagen. Bei den Nationalratswahlen wird das Volk
mit den Unabhängigen abrechnen. Jhre ſchlotternde
Angſt ſuchen die Unabhängigen durch ſolche freche Angriffe
zu verdecken, wie ſie deren einen heute in der Freiheit gegen
mich richten. Das hilſt ihnen nichts. Sie werden mich nicht
zum Schweigen bringen, ſie werden täglich hören müſſen,
wie ſehr ſie dem deutſchen Volke die Unwahrheit ge-
ſagt haben!“

Der Unabhängigen Glück
und Ende.

SK. Hätte Deutſchland geſiegt, ſo hätte es wahrſcheinlich
ein Stück feindlichen Landes annektiert, und im Jnnern
hätten die ſiegreichen Generale übermütig mit allen Volks
freiheiten Schindluder geſpielt. Die Arbeiterklaſſe hätte ſich
erbittert um den Preis ihrer Opfer und Mühen betrogen ge-
glaubt und hätte vielleicht den Worten der Unabhängigen
Glauben geſchenkt, daß an allen ihren Leiden die Mehrheits-
ſozialiſten, die „Regierungsſozialiſten“, mit ihrer Kriegs-
politik ſchuld ſeien. Jetzt iſt es anders gekommen. Leider hat
Deutſchland verloren, und die ſchmerzlichen Folgen der Nie-
derlage ſind dem ganzen Volke fühlbar geworden und werden
ihm zu ſeinem Unglück noch jahrzehntelang immer drücken-
der aufliegen. Jetzt ſieht, von wenigen Fanat kern abgeſehen,
das ganze Volk ein, wie recht die Sozialdemokratie hatte, als
ſie zur oberſten Richtſchnur ihres Verhaltens während des
ganzen Kriegs den Satz machte: „Jn der Stunde der Geſahr
laſſen wir unſer Vaterland nicht im Stich.“

Jnfolgebeſſen ſchneiden die Unabhängigen überall da,
wo das Volk befragt wird. jömmerlich ab. Jn Dresden und
Chemnitz, wo man die Arbeiter- und Soldatenräte auf ehr-
liche demokratiſche Weiſe durch allgemeine Abſtimmung ge-
wählt hat, ſind die vereinigten Liebknechtianer und Lede-
bourianer ſchmählich geſchlagen worden, haben auf ein
Dutzend fozialdemokratiſcher Stimmen kaum eine einzige un
abhängige aufgebracht.

Jn der unabhängigen Partei wühlt inzwiſchen der innere
Zwiſt, der immer tiefer frißt. Die Spartakusleute ſind prin-
zipiell gegen die Nationalverſammlung, die Haaſeleute dafür.
Die Liebknechtianer ſchimpfen Ebert und Scheidemann Blut
hunde und VPlatzhalter der Hohenzollern, die Unabhängigen
ſitzen mit ihnen in der Regierung zuſammen. Kautsky und
Bernſtein warnen davor, Deutſchland durch überſtürzte Ver
ſtaatlichung in ein Tollhaus zu verwandeln,
Bolſchewiki verlangen ſofortige allgemeine Vergeſellſchaftung.
Die Stärkeren bei dieſem Streit ſind die Spartakusleute, die
Vernunft iſt bei den Dittmännern. Aber ſo ſehr auch die
Ströbel und Breitſcheid ſich bemühen, ihre Schäfchen zu hüten,
ſo wenig können ſie verhindern, daß dieſe ihnen davonlaufen.
Und die Unabhängigen- Demonſtration in „kläglich be-
ſucht, endet damit, daß ihre Teilnehmer ſich nach Treptow zur
Roſa Luxemburg begeben und im Chor der Liebknechtianer

F.Berlin

eichstages?
nicht eine entſchloſſene und einheitliche Politik treibt, die
allein die Erhaltung der ſozialiſtiſchen Republik ſichern kann.

Für die Regierung Ebert-Haaſe wäre die beſte Löſung
aller Konflikte, die ſich aus den Gegenſätzen von links und
rechts und dem daraus folgenden Vorgehen der Entente
ergeben, ein früherer Termin für die Nationalratswahlen.
Wie das Hamburger Echo aus guter Quelle erfahren haben
will, dürfe mit Sicherheit angenommen werden, daß die
Wahlen zur Nationalverſammlung nicht Mitte Februar,
ſondern ſchon in der zweiten Hälfte des Januar ſtattfinden
würden. Die Entſcheidung darüber liegt bekanntlich bei der
nächſten Montag zuſammentretenden Reichskonferenz der Ar
beiterräte. Nach der Stimmung im Reiche glauben wir uns
nicht zu täuſchen, wenn wir annehmen, daß ſich die Reichs
konferenz für die früheren Wahlen entſcheiden wird. Dann
würden ſich allerdings die um Haaſe, die von einem früheren
Termine der Nationalratswahlen nichts wiſſen wollten, end

aültig entſcheiden müſſen, ob ſie für die Erhaltung des jetzigen
Zuſtandes einer paritätiſchen Regierung ſind oder nicht.
Wenn nicht, da nüißten ſie eben ausſcheiden und es bliebe
ihnen weiter nichts übrig, als ſich dem heroſtratiſchen Lieb-
knecht in die Arme zu werfen. Für die Mehrheitspartei
würde dann allerdings die Situation nicht einfacher. Sie
würde dann nur durch konſequentes Handeln und eiſerne
Energie ſich halten können. Aber ſie würde die übergroße
Mehrheit des Volkes hinter ſich haben.

die deutſchen

Hoffmann, der, klug wie er iſt, ſchon heute erklärt, wenn die

müſſe man ſie wie in Rußland mit Bajonetten auseinander-
jagen. Dadurch wird wahrſcheinlich die Werbekraft der Un-
abhängigen für die Konſtituantewahlen außerordentlich ge
ſtärkt werden.

An ſich ſchwach und obendrein in ſich vollſtändig zerriſſen,
hat die unabhängige Sozialdemokratie keinerlei Zukunfts-
ausſichten mehr. Sie hat beſchloſſen, bei den kommenden
großen Volksratswahlen überall ſelbſtändig vorzugehen und
jede Gemeinſchaft mit der Partei abzulehnen. Wir ſind nicht
untröſtlich darüber, daß jene die Einigung vereiteln und die
Kraſtprobe anſtellen wollen. Sie werden ja nachher ſehen,
was von ihnen noch übrig iſt.

Das Mitteilungsblatt der Berliner Unabhängigen möchte
wenigſtens vor den Wahlen noch gern die Regierung ſprengen;
es ſchreibt deshalb:

Je länger, je mehr zeigt ſich, daß eine Zuſammenarbeit mit den
Ebert und Scheidemännern unmöglich iſt oder dazu führt, daß die
Sache des Proletariats, die Revolution, dabei unter die Räder
kommt.

Den Gedanken an die Wiedervereinigung nennt das Blatt
einen Traum, der nie Wirklichkeit werden könne, niemals
dürften die „Sünden“ der „Regierungsſozialiſten“ in Ver-
geſſenheit geraten. Wir ſind auf dieſe Sünden ſtolz und
ſehen dem Urteil des Volkes ruhig entgegen. Nach der Wahl
ſchlacht wird die vernünftige größere Hälfte der Unabhängigen
ohnedies zur alten Partei zurückkehren und ohne Klauſeln
und Vorbehalte die proletariſche Einheit wieder herſtellen.
Den Reſt gönnen wir Spartakus.

Die Anabhängigen und die
Nationalratswahlen.

Das Bürgertum hat in ſeiner politiſchen Organiſation
eine völlige Umſchaltung vorgenommen und ſich zu einigen
großen Parteien zuſammengeſchloſſen, die nun überall eine
rührige Agitation für die Nationalratswahlen betreiben. Die
Leutchen wiſſen, was auf dem Spiele ſteht und laſſen es ſich
ein gutes Stück Geld koſten, um das Glück der Wahl zu ihren
Gunſten zu lenken. Dieſer Eifer ſollte den beiden ſozialiſti-
ſchen Richtungen von den Spartakusleuten ſehen wir ab

als leuchtendes Beiſpiel vor Augen ſtehen und ſie zur Nach-
ahmung anſpornen. Verſuche, die beiden Gruppen nach dem
Sturz der alten Gewalten zu einigen, um die ſo leicht er-
rungene Macht dem Proletariate zu erhalten, ſind von den
Unabhängigen faſt überall brüsk abgewieſen worden. Einige
Orte, wie Magdeburg, bilden eine rühmenswerte Ausnahme.
Aber nicht nur eine Wiedervereinigung wird von unabhän-
gigen Heißſpornen rundweg abgelehnt, ſondern auch jedes
Zuſammengehen bei den Nationalratswahlen. Sie haben
ausdrücklich das volle ſelbſtändige Vorgehen im Wahlkampfe
beſchloſſen, um die Prinzipien der Partei und des Sozialis-
mus rein zu halten.

Der Beſchluß der Unabhängigen, jede Verbindung mit der
Sozialdemokratie abzulehnen, iſt angeſichts dieſes
der eigenen Partei und der rührigen Agitation der bürger-
lichen Kreiſe der reine Selbſtmord. Deshalb fängt es auch
unter den Unabhöngigen an zu tagen. Jn der r
ſozialiſtiſchen Wochenſchrift Der Sozialiſt beſprechen Rud.

um die Wette mitſchreien. Ein Teil der unabhängigen Führert n grauſiger Nacktheit vor dem ganzen deutſcherolke. Jegt ruht ſich in der engliſchen und franzöſiſchen
ſteuert geraden Wegs in das Spartakuslager. So Herr Adolf

Breitſcheid und S. Neſtriepke die Bedingungen, unter denen
ſich die Wahlen zur Konſtituante am 16. Februar vo

Nationalverſammlung keine ſozialiſtiſche Mehrheit aufweiſe,
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Werden. Breitſcheid glaubt ſich wenn auch reſigniert
mit der Wahl abfinden zu ſollen. Er meint, daß es nur eine
Alternative gebe: entweder die Wahl gewaltſam zu hinter-
treiben oder ſich an ihr zu beteiligen. Aus taktiſchen Gründen
ſei es ſchwer, den erſten Weg zu beſchreiten. Es bleibe daher
nichts anderes übrig, als entſchloſſen und rückhalt-
los in den Wahlkampf einzutreten, um für den
Sozialismus zu retten, was noch zu retten iſt.

Neſtriepke tritt, da nicht damit zu rechnen ſei, daß zwiſchen
den „Abhängigen“ und „Unabhängigen“ bis zu den Wahlen
eine Einigungsaktion Erfolg haben könne, für ein ſelb-
ſtändige s Vorgehen der letzteren im Wahlkampf ein. Jn-
deſſen dürfe man nicht wünſchen, daß der Wahlkampf ſich zu
ſpitze auf Auseinanderfetzungen zwiſchen dieſen Parteien. Die
Differenzen zwiſchen den ſozialiſtiſchen Parteien dürfen nicht
hindern, daß nötigenfalls gemeinſam Front gegen die bürger-
lichen Parteien gemacht wird. Das bedeute kein Verwiſchen
der vorhandenen Unterſchiede; es müſſe nur vermieden wer-
den, daß an Stelle ſachlicher Auseinanderſetzungen eine ver-
bitternde und erbitternde Fehde trete, in der die beſten Kräfte
ſich verzehren, während der Bourgeois als lachender Dritter
uſehe. Um in der kommenden Nationalverſammlung eine
dehrheit von Vertretern zu haben, die für den Sozialismus,
r die ſozialiſtiſche Republik zu wirken bereit ſind, müſſe man

ich ſogar mit dem Gedanken einer Verbindung der Liſten ver
traut machen. Gegen eine ſolche könne ſich höchſtens ein
Parteifanatiker wenden, der die Bedeutung des Kampfes, in
den die Arbeiterſchaft jetzt eintritt, nicht voll erfaßt.

Sehr richtig! Der Herr Neſtripke ſteht auch keineswegs
allein mit ſeiner Auffaſſung. Aber die harten Köpfe der
Parteiführer wollen nicht zulaſſen, daß es zu einem Zu-
ſammengehen der ſozialiſtiſchen Parteien im Wahlkampfe
komme, obwohl im Jntereſſe des Sozialismus dringend
wünſchenswert iſt, wünſchenswert weniger im Jntereſſe der
Sozialdemokratie, als der Unabhängigen. Einmal wird aber
auch die Einſicht der Anhänger der Unabhängigen in die Not-
wendigkeiten über den Fanatismus der Führer ſiegen. Möchte
es dann nicht zu ſpät ſein!

Der Arbeitsplan der
Sozialiſierungs- Kommiſſion.
Die Kommiſſion für Sozialiſierung betrachtet es als ihre Aufgabe,

jene Maßnahmen vorzubereiten, die geeignet ſind, die Ueberführung
von Produkkionsmilteln in die Verfügungegewalt der Gemeinſchaft zu
bewirken.

Sie iſt ſich bewußt, daß die Vergeſellſchaftung der Produktions-
mitiel nur in einem länger währenden organiſchen Aufban erfolgen
kann. Erſte Vorausſetzung aller wirtſchaftlichen Reorganiſation bildet
die Wiederbelebung der Produktion Vor allem erfordert die wirtſchaft
liche Lage Deutſchlands gebieteriſch dis Wiederaufnahme der Ezyorl
induſtrie und des auswärligen Handels.

Die Kommiſſion iſt der Anſicht, daß für dieſe Wirtſchaftszweige die
bisherige Organiſation gegenwärtig noch beibehalten werden muß.
Ebenſo erfordert die Jngangſetzung der Induſtrie die Aufrechterhaltung
und Erweiterung des Zirkulationskredits und damit die ungeſtörte Funk-

tion der Kreditbanken.
Im Jntereſſe unſerer Lebensmittelverſorgung wird auch nicht vor-

geſchlagen werden, in die bisherigen Beſitz- und Betriebsverhältniſſe der
bäuerlichen Bevölkerung einzugreifen. Hier ſoll durch der Landwirt
ſchaft angepaßte Maßnahmen und durch Unterſttzung der Genoſſen
ſchaften die Produktivität gehoben und die Jntenſität geſteigert werden.

Dagegen iſt die Kommiſſion der Anſicht, daß jene Gebiete der
Volkswirtſchaft, in denen ſich kayilaliſtiſch-monopoliſtiſche Herrſchafis
verhäliniſſe herausgebildet haben, für die Sozialiſierung in erſter Linie
in Betrocht kommen. Insbeſondere muß der Geſamtheit die Verfügung
über die wichtigſten Rohſtoffe, wie Kohle und Eiſen, zuſtehen. Es
ſoll geprüft werden, welche andere Zweige der Produktion und der
Kraftgewinnung infolge der erweiterten Konzentration geeignet ſind,
in Gemeinwirtſchaft überführt zu werden, welche Wirtſchaftszweige
ſonſt ihrer Natur nach, wie z. B. das Verſicherungsweſen und die Hypo
ſhekenbanken, für die Sozialiſierung in Betracht kommen.

Die Kommiſſion iſt ſich bewußt, daß der Erfolg der Sozialiſierung
abhängt von der Erhöhung der Prodnkliviläk, die durch die beſte Orga-
niſction der Betriebe und Erſparung aller unnützen Zirkulationskoſten
unter Leitung bewährter Techniker und Kaufleute erzielt werden muß.
Sie wird ſich durch dieſen Geſichtspunkt auch auf dem Gebiete der
Landwirtſchaft leiten laſſen, wo die Verfügung über die Loüfundien
und die großen Forſte der Gefawtheit zuſtehen muß.

Die Kommiſſion iſt der Anſicht, daß es von der Natur der Wirt-
ſchaftszweige abhängt, welche Maßnahmen für die Sozialiſierung am
geeignetſten erſcheinen, ob die Verfügung dem Reiche, den Kommunen
oder anderen Selbſtverwoltungskörpern zuſtehen ſoll, oder ob für
einzelne Produktionszweige die Ausdehnung der Eigenproduküon der
Genoſſenſchafien das geeignete Mittel der Ausſchaltung des kapitaliſti
ſchen Profits daſtellt.

In gleicher Weiſe werden auch die Mittel der Sozialiſierung je
nach der Natur deer Wirtſchaftszweige ſich verſchieden geſtalten müſſen.
Reben der völligen Uebernahme kommen noch andere Formen der Be
teiligung und der Kontrolle durch die Geſamtheit in Betracht.

Die Kommiſſion glaubt, daß die bisherigen Beſitzer für die Ueber-
gabe ihrer Betriebe durch Ablöſungsrenken entſchädigt werden ſollen,
damit Härten und Ungleichmäßigkeiten in der Heranziehung des Be
ſitzes zu den Aufgaben der Geſamtheit vermieden werden. Es unter-
liegt dann der politiſchen Entſcheidung, in welchem Umfange, vor ollem
auf dem Wege der Vermögensobgabe und der Beſitzbeſfeuerung, die
allgemeine Heranziehung der geſamten beſitzenden Klaſſen erfolgt.

Die Kommiſſion iſt gewillt, von dieſer allgemeinen Grundlage aus
ihre Arbeit zu unternehmen und mit aller Beſchleunigung ihre Vor-
ſchläge für die einzelnen Zweige der Wirtſchaft zu erſtatten.

Die Sozlaliſierungskommiſſion.

Die Freiheit der Meere und die
allgemeine Abrüſtung.

Eine Kunde, die uns aufhorchen laſſen muß, kommt aus
London. Danach wird amilich mitgeteilt, daß die engliſche Regie
rung mit der endgültigen Abſicht zur Friedenskonferenz gehen wolle,
um die Aufhebung der Militärdienſtpflicht in ganz Europa vorzu
ſchlagen. Da ſich in früheren Stadien alle Regierungsvertreter
ſehr zurückhaltend über dieſen Punkt ausgeſprochen haben, kommt
der engliſche Vorſchlag ſehr überraſchend. Und das um ſo mehr,
als nach den letzten Nachrichten ſogar die Abſicht beſtand, einen be
deutenden Teil der Armee angeſichts der Lage in Europa unter
Waffen zu halten. Jnzwiſchen wurden Verordnungen erlaſſen,
aus denen geſchloſſen werden konnte, daß das alte Syſtem der
Werbung wieder in Kraft geſetzt werden ſollte. Wenn jetzt die eng
liſche Regierung plötzlich einen ſo folgenſchweren Beſchluß, wie es
der Abrüſtungsvorſchlag tatſächlich iſt, veröffentlicht, ſo hat das,
meint das Berliner Tageblatt, wahrſcheinlich zwei Gründe:

Erſtens die Sicherung eines vollkommenen Erfolgs der am
14. Dezember ſtattfindenden Unterhauswahlen für Lloyd George.
Der Vorſchlag wird auf die Soldaten und Arbeiter Englands großen
Eindruck machen. Zweitens iſt der engliſche Antrog der große
Gegenzug gegen das Eintreten Wilſons für die Freiheit der Meere,
dieſen einzigen ſchwarzen Punkt in der internationalen Lage Eng-

Der Antrag des Koalitionskabinetts ſchlägt Wilſon mit

ſeinen eigenen Waffen. England wird dieſelben Gründe für die
Abrüſtung zu Lande wie Wilſon für die w der Kriegs
möglichkeiten zur See anführen. Wenn aber Amerika mit ſeiner
völkerbeglückenden Geſte eigennützige Zwecke verfolgen ſollte, träfe
das doppelt für die ſchöne Abſicht Englands zu. Die Abrüſtung
bedeutet, daß der engliſchen Seegeltung kein kontinentales Gegen-
gewicht gegenüberſtehe. Sie bedeutet tatſächlich durch die Blockade
möglichkeit, die nur England hat, Englands Herrſchaft über Europa.
Daß Amerika von der Abrüſtung zu Lande ausgenommen zu wer
den ſcheint, ändert daran nichts. Die Lage iſt alſo jetzt ſo, daß
England und Amerika ſich beide mit völkermoraliſch gleichwertigen
und fundamentalen Forderungen gegenüberſtehen, die politiſch heide
von der größten Bedeutung für die zukünftige Macht der beiden
einzigen Gewinnenden in dieſem Kriege, England und Amerika,
ſein werden. Wie ſich Frankreich zu dem Vorſchlag ſtellt, iſt noch
unklar. Macht Amerika gegen die u zu Lande Schwierig
keiten, dann geht beſtimmt Frankreich mit Amerika. Es wird ſo-
gleich alles verſuchen, um Wilſon zu überzeugen, daß man es nicht
der Gnade anderer in der Behauptung ſeiner Eroberungen über-
laſſen dürfe. Die weitere Entwicklung iſt jedenfalls unüberſehbar.
Um ſo mehr, als Amerika ebenſo wie England ſein Aeußerſtes tun
wird, um einen Konflikt untereinander zu vermeiden.

Wilſon iſt jetzt auf dem Wege nach Deutſchland, um die
Jdeale der Amerikaner zu verteidigen und für ſeine 14 oder mehr
Punkte einzutreten. „Auf der Friedenskonferenz wird der Prä-
ſident,“ ſagt ein amerikaniſches Blatt, die Aſſoziated Preß, „auf die
Freiheit der Meere und die allgemeine Abrüſtung
beſtehen. Auf das dreijährige Flottenprocramm der Vereinigten
Staaten geſtützt, beabſichtigt die Ankündigung, daß kein Volk die
Vorherrſchaft auf dem Meere innehaben dürfe, und daß, wenn
andere Völker das Flottenbauprogramm nicht einſchränken, die Ver
einigten Staaten das ibrige erhöhen müßten. Der Präſident
eht von der Anſicht aus, daß die Meere von der ganzen
zelt bewacht werden müßten.“

Auch dieſe Botſchaft, die wohl nicht ohne Zuſtimmung Wilſons
abgeſchickt werden konnte, erregt in den Vereinigten Staaten ſo-
wohl als auch in England ungeheures Aufſehen. Jn ihr ſtellt
Wilſon die Freiheit der Meere neben die allgemeine Abrüſtung.
England will die allgemeine Abrüſtung zu Lande, die Rüſtung
zur See aber will es beibehalten. Jn dieſem Plane muß es in
Konflikt mit Amerika kommen. Jn der Tat erklärt ja Wilſon,
daß das amerikaniſche Floktenprogramm abhängen werde von der
engliſchen Flottenvolitik. Dieſe aber iſt natürlich diktiert von
dem Gedanken und dem feſten Willen, auch in alle Zukunft die
Meere und damit die Welt zu beherrſchen. Danach iſt auch die
engliſche Anregung, auf der Friedenskonferenz die Aufhebung der
Militärdienſtpflicht, d. h. die Abrüſtung zu Lande, durchzuführen,
als ein einſeitig im Jntereſſe Englands liegender Gedanke zu be-
werten. Der Frieden kann der Welt nur dauernd erhalten werden,
wenn die Abrüſtung allgemein iſt, ſich alſo nicht nur auf das
Land, ſondern auch auf das Waſſer erſtreckt. Bei dem Herrſchafts-
willen Englands iſt es ſehr fraglich, ob Wilſon auf der Friedens
konferenz dagegen etwas durchſetzen wird.

An das deutſche Volk.
Am 4. Dezember 1918 forderten zwei Verſammlungen in

Köln unter Führung ehemaliger Zentrumsabgeordneter als an
erkannte Vertreter des Volkswillens aller Parteien im Rheinland
und Weſtfalen und in anderen Ländern am Rhein auf, die Pro
klamierung der dem Deutſchen Reiche angehörigen „ſelb-
ſtändigen Rheiniſch-Weſtfäliſchen Republik in
die Wege zu leiten. Die unterzeichneten Volksbeauftragten halten
es demgegenüber für ihre Pflicht, zu betonen, daß das Ziel der
großen deutſchen Volksbewegung im November 1918 nicht die Ab-
trennung und Selbſtändigmachung ehemaliger Teile des Reiches
oder Preußens vom Geſamtgebiet iſt, ſondern eine „kraftvolle
Zuſammenfaſſung und Vereinigung“. allex Reichsteile zu einem
Gemeinweſen, das die großen wirtſchaftlichen, ſozialen und kultu
rellen Aufgaben der neuen deutſchen Republik einheitlich und volks-
tümlich regelt. Wie dieſe Aufgaben mit ſelbſtverſtändlicher Berück-
ſichtigung der Jntereſſen der verſchiedenen Reichsteile zu löſen find,
das wird durch die von der Reichsleitung einberufenen Deutſchen
Nationalverſammlung entſchieden werden. Dabei wird auch dos
künftige Schickſal des preußiſchen Staates endgültig beſtimmt
werden. Eine Nepreglung ſeines Staatsgebietes dürfte durchaus
im Gange der wahrſcheinlichen Entwicklung liegen. Hierbei ver
faſſungsmäßig mitzuwirken, ſind diejenigen „anerkannten Ver-
treter des Vollswillens“ berufen, die auch im Rheinland und Weſt
falen unter dem freieſten Wahlrecht der Welt zur National-
verſammlung entſendet werden. Aufs entſchiedendſte aber
legen wir im Namen des deutſchen Volkes und der deutſchen Revo-
lution Verwahrung gegen die Beſtrebungen ein, wie ſie in Köln
zutage getreten ſind. Die Einkeitlichkeit des Reichs wird nicht „ge
wahrt“, ſondern gefährdet durch die völlig grund- und beweis-
loſen Bebauptungen, es beſtehe „völlige Unmöglichkeit, in Berlin
eine geordnete Regierung zu ſchaffen“; vielmehr ſind die Kölner
Beſchlüſſe einſeitig und im höchſten Grade geeignet, die Zuſammen-
faſſung aller Kräfte der Heimat in dieſer ſchweren Uebergangs-
zeit vom Kriege zum Frieden ganz erheblich zu hindern und zu
ſchwächen. Die Volksbeauftragten ſind deshalb gewiß, daß auch im
Rheiniand- Weſtfalen die überwältigende Mehrheit der Bevölkerung
ſich entſchloſſen gegen jeden Verſuch der Abtrennung wendet. Wir
fordern die Bevölkerung des geſamten Deutſchen Reiches und ihre
proviſoriſchen politiſchen Behörden auf, ſich wie ein Mann mit uns
zur Abwehr aller Zerſplitterungsverſuche offener
oder verſteckter Art zu vereinigen, und dementſprechend zu han-
deln.

Berlin, 11. Dezember 1918.
Die Volksbeguftragten:

Dittmann.
m.Dr. Preuß, Staatsſekretär.

Von den Soldatenräten des
18. Armeekorps.

Bad Nauheim, 11. Dezember. Heute vormittag hielten 300
Angehörige der Soldatenräte des 18. Armeekorps in der hieſigen

Jm Verlaufe der Sitzung wurde
folgende Entſchließung gegen 2 Stimmen angenommen: Die heute
in Bad Nauhbeim tagende Räteverſammlung der Truppen im Be
reiche des 18. Armeekorps bekennt ſich zu der Regierung Ebert-
Dagſe und fordert die bald möglichſte Einberufung der National-
verſammlung zur Sicherung und für den Aufban der Republik.
Die Verſammlung verurteilt aufs ſchärfſte das unverantwortliche
Treiven der Spartakusleute und verlangt von der Regierung, daß
ſie dem ſofort mit allen Mitteln ein Ende mache. Als ebenſo ſelbſt
verſtändlich muß jeder Verſuch einer Gegenredolution, der von
rechts gemacht wird, aufs ſchärfſte bekämpft werden.

Abbau der A. u. S.-Räte in Heſſen.
Aus Darmſtadt wird gemeldet:
„Der heſſiſche Arbeiter-, Bauern und Soldatenrat löſt ſich auf.

An ſeiner Stelle wird ein Volksrat für die Repuplik Heſſen gebildet.
Dieſer Volksrat ſtützt ſich auf alle Vevslkerungsſchichten der Re
publik Heſſen, die auf dem Boden der Republik und der Demokratie
ſtehen. Die örtlichen Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte werden
azufgefordert, ſich aufzulöſen und ihre Aufgaben dem neu zu bilden-
den Volksrat zu übertragen. Der hieſige Arlb iter-, Bauern und
Soldatenrat konſtitniert ſich ſofort neu als Volksrat.“

Es wäre wünſchenswert, wenn überall in der gleichen Weiſe

F.Ebert. Barth. ScheidemannHasoſe. 82 h

Sand W ra.

verfahren würde, ſolange die Nationalverſammlung noch nicht zu
ſammengetreten iſt. Der Willkür und den Ausſchreitungen zahl
reicher Soldatenräte muß ein Ende gemacht werden.

Faſt wie in Leipzig!
Aus Berlin wird berichtet: Die Spartakusleute yaben

in dem Berliner Vorort Neukölln die v an ſich ge-
riſſen und regieren dort in ihrer Art darauf los. Sie betrachten
ſich als vollſtändig ſelbſtändig und kümmern ſich um Ver
fügungen der Regierung nicht. Von der Regierung ſind bereits
verſchiedene Anordnungen, die ſie erlaſſen haben, für un gültig
erklärt worden, aber darauf legen ſie anſcheinend gar keinen Wert.
Jetzt haben ſie aus eigener Machtvollkommenheit auch die Stadt-
verordnetenverſammlung außer Kraft geſetzt, in-
dem ſie an den Magiſtrat ein Schreiben richteten, daß der Arbeiter-
rat entſchloſſen ſei, die Stadtverordnetenvberſammlung nicht zu-
ſammentreten zu laſſen, daß vielmehr der Arbeiterrat zu-
ſammen mit dem Magiſtrat die Geſchäfte der Gemeinde übernehmen
und zum äußeren Zeichen zur ſelben Zeit und am ſelben
Orte mit derſelben Tagesordnung zuſammentreten
werde, die der Stadtverordnetenverſammlung vorgelegt war. Die
ſtädtiſchen Körperſchaften haben ſich ſofort mit einer Beſchwerde
an die Regierung gewandt.

Proteſt?undgebungen gegen die pol-
niſchen Anſprüche auf Ober-Sehleſiten
haben am H. Dezember in faſt allen oberſchleſiſchen Städten ſtatt
gefunden. Die Frage, „ſoll Oberſchleſien deutſch bleiben“, wurde
auf allen Verſammlungen durch begeiſterten Beifall von Tauſenden
bejahend beantwortet. Die polniſche Oppoſition, die ſich an einzelnen
Stellen bemerkbar machte, wurde faſt überall auf das entſchiedenſte
zurückgewieſen. Nur in Kattow' gelang es polniſchen Spreng-
kolonnen, den Vortragenden durch terroriſtiſchen Lärm zu unter-
brechen. Aehnliche Verſuche wurden dagegen z. B. in Sorau und
Gleiwitz, wo auch volniſch ſprechende Redner ſich auf das deutlichſte
für die deutſche Ordnung und gegen die polniſche Wirtſchaft er-
klärten, von den Verſammlungen energiſch abgelehnt. Jn Oppeln
wurde von 2000 Perſonen einſtimmig folgende Reſolution gefaßt
und an den Volksbeauftragten Ebert geſandt:

Ueber 2000 deutſch und polniſch ſprechende Männer und Frauen
aus Stadt- und Landkreis Oppeln ſprechen das unbedingte Ver-
langen aus, daß Oberſchleſien auch fernerhin mit dem Deutſchen
Reiche vereint bleibt. Mehr als 600 Jayre lange Zuſammenge-
hörigkeit hat ſo enge wirtſchaftliche und kulturelle Bande um Ober-
ſchleſien und das Reich geſchlungen, daß die Beſtrebungen gewiſſen-
loſer Hetzer, die Gemeinſchaft zu löſen, den entſchiedenſten Wider
ſpruch herausfordern. Wir ſprechen die dringende Bitte aus, alle
erforderlichen Maßnahmen zu treffen, daß die Zugehörigkeit Ober-
ſchleſiens zum Reich gewährleiſtet und es gegen wilde Annexions-
gelüſte geſchützt werde.

Ein deutſchtſchechiſches Wirtſchafts
abkommen.

Wie Wolffs Sächſiſcher Landesdienſt von zuſtändiger Stelle er
fährt, iſt zwiſchen Vertretern der deutſchen Regierung und der
tſchechiſch-ſlowakiſchen Republik zur vorläufigen Regelung einiger
dringlicher wirtſchaftlicher Fragen eine Vereinbarung getroffen
worden, die zunächſt bis zum Abſchluß des Friedens Geltung haben
ſoll, und durch die in keiner Weiſe der Regelung einer zwiſchen
beiden vertragſchließenden Teilen ſtrittigen Frage an einem ſpäteren
Zeitpunkt vorgegriffen werden ſoll. Danach liefert Deutſchland
15 000 Tonnen Steinkohlen und Koks monatlich gegen 70 000
Tonnen Braunkohle, welche die tſchechiſch-ſlowakiſche Republik zur
Verfügung ſtellt. Ferner geſtattet dieſe die Ausfuhr von Marme-
lade, Pflaumenmus, getrocknetem Obſt, Kaolin,
Graphit, Gruben-, Bau- und Nutzholz, ſowie Hartblei in gewiſſen
Mengen. Deutſchland wird dagegen liefern Maſchinen und
Maſchinenteile, ſowie Erzeugniſſe der elektrotechnifchen Jnduſtrie,
ferner Chemikalien, Quarzſand, Glühlampen und Zündſchnuren in
gewiſſer Menge und ſoweit es die Befriedigung des inländiſchen Ve-
darfs zuläßt.

Dieſes einſtweil ge Abkommen iſt ſehr zu begrüßen. Es kann
als der Anfang des Wiederaufbaus des internationalen Wirtſchafts
lebens betrachtet werden. Von dieſem Abkommen dürfte wohl in
erſter Linie Sachſen profitieren.

Streikbewegung in England.
Rotterdam, 11. Dezember. Aus London wird gemeldet: Di

Nationalverſammlung der Eiſenbahnangeſtellten beſchloß, da
Uebereinkommen mit der Regierung zu kündigen, demzufolge die
Beratungen über die Forderungen der Angeſtellten bis zur Be
endigung der Feindſeligkeiten aufgehoben werden ſollen. Die An
geſtellten beſtehen jetzt auf Durchführung des achtſtündigen
Arbeitstages und drohen mit dem Generalſtreik, falls
ihre Forderungen nicht ſofort bewilligt werden.

Haag, 10. Dezember. Daily Telegraph meldet aus Man-
ch e ſt er 100 000 Textilarbeiter in Lancaſhire haben die Ar
beit niedergelegt, wel keine Einigung über die beantragte
Lohnerhöhung von 40 Prozent zu erzielen war. Nur wenige
Fabriken haben dieſer Lohnſorderung zugeſtimmt. Außerdem ſind
die Vorräte an Robmaterial ſehr beſchränkt, ſo daß das Heer der
Arbeitsloſen und Streikenden auf 200 090 wächſt. Die Union der
Wollſpinner und Wollkämmerer ſteht finanziell ſehr kräftig da, da
ſie zur Zeit über eine halbe Million Pfund verfügt. Dies wird ſie
in den Stand ſetzen, einen Streik für die Dauer eines halben
Jahres zu überdauern.

Politiſche Ueberſicht.
Deutſches Reich.

Der Kongreß der Arbeiter- und Soldatenräte.
Der Vollzugsrat mahnt die Teilnehmer des am 16. De

zember ſtattfindenden Kongreſſes der Arbeiter und Soldatenräte,
aus Rückſicht auf die beſtehenden Verkehrsſchwierigkeiten recht-
zeitig abzureiſen. Die bereits am 15. Dezember in Berlin
anweſenden Delegierten vereinigen ſich dort zu einem zwangloſen
Zuſammenſein.

Von der neuen Reichsverfaſſung.
Die Verhandlungen der Konferenz, die im Reichsamt des Jnn

tagt und ſich mit dem ftagtsrechtlichen Neuaufbau Deutſchlands be
ſchäftigt, ſind noch nicht ad geſchloſſen. Jn den wichtigſten Materien hat
ſich eine weitgehende Uebereinſtimmung gezeigt. Man hofft, morgen
zum Abſchluß zu gelangen.

Die Wahl der württembergiſchen Landes-
verſammlung.

Die proviſoriſche Regierung Württembergs beſchloß, die Vor
verlegung des Wahltermins für die verfaſſunggebende Lande ver-
ſammlung auf den 12. Januar.

Vorläufig keine Revolutionsfeiern.
In der Preſſe wor mitgeteilt worden, daß am 1. Januar auf Ver

anlaſſung der preußiſchen Staotsregierung Revolutionsfeiern veran
ſtoltet werden würden. Das preußiſche Staatsminiſterium, das ſich am
Dienstag abend mit dieſer Angelegenheit beoſchäftigte, hat mit Mehr
h'it beſchloßen, von Revolvtionsfeiern am 1. Januar abzuſehen. Es iſt
möglich, daß die Feier auf den 1. Mai verſchoben wird.
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Die Entente verlangt nicht die löder e Auſtoſung
Der Arbeiterrat von Frankfurt a. M. veröffentlicht

eine Richtigſtellung: Die in verſchiedenen Blättern gebrachte Nach
richt, daß die Entente die Auflöſung der Arbeiter und Soldaten
räte in der neutralen Zone verlangt habe, iſt vollkommen un
richt i g. Der Arbeiterrat hält hier wie in anderen Städten
nach wie vor ſeine Tötigkeit aufrecht. Die Falſchmeldung iſt aufolgende Mitteilung des Armee rates e en
Entente hat ſich Kontrollrecht in der neutralen Zone vor
vehalten. Arbeiter und Soldatenräte werden nicht geduldet, ſie
ſind daher in der neutralen Zone aufzulöſen. Die Mitglieder der
Arbeiter und Soldatenräte, die in der neutralen Zone angetroffen
werden, müſſen gewärtig ſein, von der Entente verhaftet zu wer
den. Der Frankfurter Arbeiterrat erklärt, daß es voll
kommen un wahr ſei, daß die Entente ſich Eingriffe in die inner-
politiſchen Einrichtungen der neutralen vorbehalten habe.

Haftentlaſſung der weſtfäliſchen Großinduſtriellen.
Die wegen angeblichen Hochverrats verhafteten GroßinduſtriellenAuguſt Thyſſen, Fritz en Eduard Stinnes, Direktoren Herle,

Becker, Wirtz, Kommerzienrat Küchen und Aſſeſſor Stens ſind auf An
ordnung des preußiſchen Miniſteriums des Jnnern heute ſämtlich freige
laſſen worden. Der Kellner, der ihr Geſpräch belauſcht haben wollte,
und deſſen Ausſage ſie ſchwer belaſtete, erſcheint nicht als unbedingt
glaubwürdig Der Wirt des Lokals, in dem die Zuſammenkunft ſtatt
gefunden haben ſollte, hat bekundet, daß bei ihm eine derartige Konfe-
renz überhaupt nicht ſtattgefunden hätte. Der Verdacht hat ſich danach
nicht aufrechterhalten laſſen.

Aus Dortimund wird hierzu noch berichtet. Ein Berliner
Kriminalbeamter und ein Mitglied des Arbeiter und Soldatenrats aus
Mäülheim waren am Mittwoch hier, um die Angelegenheit Thyſſen-
Stinnes zu unterfſuchen. Der Urheber der Anſchuldigungen, ein Kellner,
namens Robert Börſch, iſt Schriftführer des Sicherheitsausſchuſſes des
Arb iter- und Soldatenrats Dortmund. Bei der Vernehmung gab er
u, daß er die Anſchuldigungen erdichtet hat. Daoraufhin wurde
zörſch ver haftet.

Waßnahmen gegen die Arbeitslofſigkeit.
Das Reichsamt für Demobiliſation hat eine Reihe von Maß-

nahmen eingeleitet, von denen eine Abnahme der großſtädtiſchen Ar-
beitsloſigkeit erwartet werden kann. Unter anderem wird die notwen
dige Herausziehung der Arbeiterinnen aus den Fabriken betrieben; da
mit an ihre Stelle die Arbeitsloſen männlichen Geſchlechts treten kön-
nen. Die Arbeiterinnen ſollen auf dem Lande und in den Kleinſtädten
untergebracht werden, ein Programm, deſſen Durchführung großzügig
in die Wege geleitet worden iſt. Auch ſonſt ſind Maßnahmen ein-
geleitet, um die Verteilung der in den Großſtädten zuſammengeballten
Maſſen von Arbeitsloſen aufs Land herbeizuführen.

Schließlich ſind von dem genannten Amt Schritte unternommen
worden, um die ſofortige Entlaſſung aller Bergarbeiter aus dem
Heeresdienſte herbrizuführen. Man hofft auf dieſe Weiſe den immer
fühlbarer werdenden Kohlenmangel beſeitigen zu können.

Die Partei der Scharfmacher.
Die Einigung zwiſchen der deutſchen demokratiſchen Partei und der

deutſchen Volkspartei iſt keine vollſtändige geworden. Der ſchwerindu
ſtrielle Flügel der Nationtlliberalen wurde bekanntlich draußen ge-
laſſen und ſucht, von allen Seiten iſoliert, feine brüchige Exiſtenz weiter
zu friſten, indem er das Wappenſchild der „Deutſchen Volkspartei“ auf-
recht erhält. Jn der Täglichen Rund'chau ſetzt Profeſſor Dr. Leidig
Hilbersdorf das Programm dieſer Partei auseinander. Leidig iſt einer
der übelſten und berüchtigſten Scharfmacher, aber in den jetzigen Zeit
läuften müſſen ſich ſelbſt Scharfmacher mit einem Tropfen revolutionären
Oels ſalben, bevor ſie in die Oeffentlichkeit treten. Deswegen faſelt
Herr Leidig von einem „Wiedererwachen des Liberalismus und prelſt
ſeine Gründung als „ſozialliberal“. Aber ſein Artikel zeigt, daß der
alte reaktionäre Geiſt des Scharfmachertums ſich nicht um ein Jota ge
ändert hat, und wenn Herr Leidig am Schluß mit dem Bekenntnis her
auskommt: „Der große ideengeſchichtlich Gegenſatz bleibt auch ferner
hin Sozialismus und Liberalismus“, ſo können wir ihm darin vollkom
men beiſtimmen, daß zwiſchen dieſer Sorte Liberalismus und dem So
zigalismus ſtets ein Unterſchied wie zwiſchen Waſſer und Feuer beſtehen
wird. Denn der Liberalismus Leidigſcher Färbung iſt nichts als das
politiſche Gewand des nackteſten Kapitalismus.

Zur Wohnungsnot in Preußen.
Unbeſchadet der vom Reich und der Regierung geplanten weiter

gehenden Einſchränkung der Zwangsvollſtreckung gegen Kriegs-
teilnehmer hat Juſtizminiſter Dr. Roſenfeld mit Rückſicht auf
die herrſchende Wohnungsnot für Preußen angeordnet, daß die
Gerichtsvollzieher vor der zwangsweiſen Räumung von Woh-
nungen ohne Unterſchied, ob es ſich um Kriegsteilnehmer handelt
oder nicht, in allen Fällen, in denen Obdachloſigkert der aus der
Wohnung zu entfernenden Perſonen zu befürchten iſt, die ander
weite Unterbringung dieſer Perſonen bei der Ortspolizeibehörde zu
vermitteln haben.

Graupen ſtatt Vier.
Um noch mehr Gerſte für die Herſtellung von Groupen und

die Brotſtreckung freizumachen, hat der Stactsſekretär des Reichs
ernährungsamts, Wurm angeordnet, daß die Gerſtenbelieferung
der Vierbrauereien we'entlich ein zuſchränken iſt. Die
Brauereien werden nur bis zu 55 des Friedensverbrauchs an
Gerſte beliefert werden. Durch dieſe Anordnung wird die den
Brauereien überwieſene Menge Gerſte etwa um ein Drittel der
bisherigen Belieferung gekürzt, und es iſt Sorge getragen, daß
die freiwerdende Menge im Betrage von ungefähr 27 500 Tonnen
ſofort den Graupenmühlen zugeſührt wird. Eine weitere
Kürzung war nicht möglich, weil die Brauer bereits beliefert
waren und die Gerſte vermälzt hatten.

Schweiz.
Die Bundesverſammlung wählte zum ſchweizeriſchen Vundes-

»räſidenten für 1919 Bundesrat Guſtav Ador aus Genf, geboren
1845, Chef des Departements des Jnnern. 39 Stimmen fielen
auf Bundesrat Müller aus Bern. Zum Vizepräſidenten wurde
Motta ernannt. Als Bundeskanzler wurde gewählt der bis-
herige Vizekanzler von Steiger. Picot aus Fienf wurde
zum Bundesgerichtspräſidenten gewählt.

Preßfreiheit!
Der Rat der Volksbeguftragten erläßt folgende Bekannlk-

machung für die Preßfreiheil:d ten T die Eingrüffe von Arbeiller- undsonen ſe h i derart gehänft, daß die Reichs
regierung ihnen auf das entſchiedenſte entgegenkrelen
muß. ip zig eine Jei mit Stürmung und FerW n e x 3 rig et elbfkhigen. J ar T R. ſind n ſtüügelegt und Plallen
zerſchlagen worden, weil ſich die Deutſche Volkspariel und die Jen
irumspart ugblä die Verhaftung von Mülheimer Bürn e el vorhänge werden aus zchireichen an
dech Städten gemeldel.

Die Reichsregierung verwehrt ſich aufs rrirrm gegenjede gewaltiſame n des freien oris.Sie ſehen don den A. und S. Rälen die volle Aufrechterhallung der
Preßfreiheil, die einer ihrer erſten Programwpnnkle iſt. Es
wird Aufgabe der Reichskonferenz und der Arbeiler und Soldalenräle
ſein, zu erwägen, wie gegen lokale Organiſallonen rorzu
e ſei, die ſich ſolche willkürlichen Handlungen zuſchnlden kommen
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Beſchluß des Geſamtminiſteriums
vom 7. Dezember 1918.

Mit der durch die nene Regierung verfügten Aufhebung des
Landtage des vormaligen Khnigreiches Sachſen iſt auch der Land
tagdaus ſchuß zur Verwaltung der Stagatsſchulden als
anfgehoben anzuſehen. Da es ſich nicht bloß um eine Auf
löſung der Zweiten Kammer des vormaligen Landtags, ſondern um
eine Aufhebung des geſamten Landtags handelt und eine etwaige
ſpätere Volkövertretung nicht als ein neu gewählter Landtag im
Sinne der bisherigen Vorſchriften, ſondern als eine völlig neue Ver
faſſungkeinrichtung der Republik Sachſen anzuſehen ſein wird, iſt
für die Fortſetzung der Geſchäfte des bisherigen Landtagsausſchuſſes
im Sinne von Z 107 der Verfaſſungsurkunde („bis zur Eröffnung
der neuen Ständeverſammlung und erfolgter Wahl eines neuen
Ausſchuſſes“) kein Raum. Zudem wird ſich die Wahl eines ſolchen
neuen Ausſchuſſes ſchon im Intereſſe der Vereinfachung der Ge
ſchäftsverwaltung überhaupt erledigen, da die ihm bisher über-
tragenen Geſchäfte und Obliegenheiten künftig unbedenklich vom
Finanzminiſterium wahrgenommen werden können.

Dieſe Geſchäfte und Obliegenheiten gehen deshalb mit dem
heutigen Tage auf das Finanzminiſterium über.

Der Zuſammentritt des Landtagsausſchuſſes am 10. Dezember
dieſes Jahres hat zu unterbleiben. Die für dieſe Sitzung vorge-
ſehene Aunsloſung von Staatsſchuldenkaſſenſcheinen wird das
Finanzminiſterium vornehmen.
Buck. Fleißner. Geyer. Dr. Gradnaner. Lipinski. Schwarz.

Ausführungsverordnung zum
Reichswahlgeſetz.

Auf Grund des Reichswahlgeſetzes vom 30. November 1918
(RGBl. S. 1345 flg.) und der Wahlordnung vom gleichen Tage
(RGBl. S. 1353 flg.) ſowie zu deren weiterer Ausführung wird folgen

des beſtimmt. r
Zu Wahlkommiſſaren werden gemäß F 8 Abſ. 1 des Reichswahl

geetzes und S 11 der Wahlordnung ernannt:
für den 28. Wahlkreis (bisherige ſächſiſche Reichstagswahlkreiſe 1--9)

der Oberregierungsrat Dr. Heerklotz bei der Kreishaupt-
mannſchaft Dresden,

für den 29 Wahikr is (bisherige ſächſiſche Reichs:agswahlkreiſe 10

Kreishauptmannſchaft Leipzig,
für den 30. Wahlkreis (bisherige ſächſiſche Reichstagswahlkreiſe 15

bis 23) der Stadtrat Dr. Härtwig in Chemnitz.
II.

Als Gemeindeobrigkeiten im Sinne von Ziffer III der Anlage B
i Wahlordnung in Verbindung mit S 10 der Wahlordnung ſind zu
tändig

1. für die Abgrenzung der Stimmbezirke, die Ernennung der
Wahlvorſteher und ihrer Stellvertreter und die Beſtimmung des
Wahlraumes

a) in den Städten mit rev. Städteordnung: der Stadtrat,
b) in den übrigen Städten: der Bürgermeiſter,
c) in den Landgemeinden: die Amtshauptmannſchaft.

2. für die Entſcheidung über Einſprüche gegen die Wählerliſten
a) in den Städten mit reo. Städteordnung: der Stadtrat,
b) im übrigen: die Amtshauptmannſchaft mit dem Bezirks

ausſchuß. u
1. Die Abgrenzung der Stimmbezirke (F 7 des Reichs

wahlgeſ tzes in Verbindung mit S 9 der Wahlordnung) hat durch die
nach Ziffer II, 1 dieſer Verordnung zuſtändigen Behörden un der
züglich zu geſchehen; die Amtshauptmannſchaften haben den Ge
meindervorſtänden ſofort zu eröffnen, in welcher Weiſe die Stimmbe-
zirke auf dem platten Lande abgegrenzt ſind.

2 Eine Abſchrift der nach H 9 Abl. 2 der Wahlordnung erſorder
lichen Anzeige an den Wahlkommiſſar iſt dem Miniſterium des Innern

einzureichen. w
1. die Aufſtellung der Wählerliſten durch die Ge

meindebehörden (5F 9 Abſ. 1 des Reichswahlgeſetzes in Verbindung
g8 1 und 2 der Wahlordnung) iſt un ver zügkich nach der Abgren
zung der Stimmbezirke in Angriff zu nehmen und dergeſtalt zu be
ſchleimigen, daß die Liſten ſpäteſtens bis Ende dieſes Jah
re s fertiggeſtellt ſind.

2. Die Aufſtellung der Wählerliſten in ſolchen Gemeinden, zu deren
Steuerſlur ein ſelbſtändiger Gutsbezirk gehört, erfolgt auch für die Be
wohner des Gutsbezirks mit durch die Gemeind behörde (vgl. S 84 der
Landgemeindeordnung, S 8 der rev. Stödteordnung).

Dresden, am 7. Dezember 1918.
Miniſterium des Jnnern.

Sozialismus und Städtebau.
In der Freien Preſſe vom 7. d. M. iſt der Vorſchlag gemacht,

in der Nähe der Großſtädte Gärten von 500-—1000 Quadratmeter
für einen großen Teil der Bevölkerung 35 bis 4 der Miet
wohner anzulegen. Dabei ſind doch wohl die Schwierigkeiten
unterſchätzt, die in der Verbindung von Raum und Verkehrsmitteln
liegen.

Um dem Großſtädter das Vebauen ſeines Landes zu ermög-
lichen, muß er es in etwa 30 Minuten erreichen können. Rechnen
wir auf Straßenbahn oder Vorortbahn 20 Minuten, ſo bleiben etwa
10 Minuten für die beiden Fußwege von der Wohnung zur Bahn
und von dieſer zum Grundſtück. Nehmen wir als äußerſte Ent-
fernung 1 Kilometer von der Halteſtelle an, ſo gleichen ſich die
näheren Wohnungen mit den abgelegenen Grundſtücken aus und
umgekehrt. Eine Halteſtelle der Vorortbahn würde alſo ein
Quadrat von 2 Kilometer Seitenlänge bedienen. Von dieſem ſeien
10 Prozent auf Wege gerechnet, dann ſtänden 3 600 000 Quadrat-
meter zur Verfügung. Bei einer Größe von 500 Quadratmeter er
gäben ſich rund 7000 Parzellen. Durch den Verkehr zu dieſen, der
während einiger Monate faſt ganz aufhört, ſind natürlich die An-
lage- und Betriebskoſten der Bahn nicht zu decken. Mit einer Fahrt
von 20 Minuten Straßenbahn ſind aber genügend große Gebiete bei
unſeren Großſtädten nicht zu erreichen, ſie müßten denn hart an
der Grenze der Bauzone liegen. Man iſt alſo auf Schnellbahnen
angewieſen. Dann aber iſt es wirtſchaftlich und ſozial richtiger,
Anſiedlungen mit Gartenland zu bieten, als letzteres allein. Der
Anſiedler hat dann nur den Weg von der Wohnung zur Arbeits
ſtätte und nicht außerdem noch zu ſeinem Landſtück. Die Ver-
kürzung der Arbeitszeit ermöglicht ihm die Beſtellung, und es ift
ſogar eine Pflicht der Allgemeinhbeit, durch Entwicklung kultureller
Bedürfniſſe (Leſehallen, Volkshochſchulen, KQunſtdarbietungen),
durch Schaffung von Sportgelegenheiten und durch Förderung des
Gartenbaus zu verhindern, daß die fortfallenden Arbeitsſtunden
dem Wirtshaus zugute kommen. Auch für unſere Volkswirtſchaft,
die unter erdrückenden Kriegslaſten leiden wird, während Ver
kürzung der Arbeitszeit und Wegfall von Akkordarbeit die Erträge
verringern, iſt es ſehr wünſchenswert, daß auch ein Teil der freien
Zeit durch die landwirtſchaftliche Arbeit produktiv und zugleich ge-
ſundheitsfördernd verwendet wird.

Wir kommen da auf eine Fülle neuer Aufgaben für unſere
Stadtverwaltungen, und dieſe ſind die Stellen, die vor allein mit
der Einführung eines geſunden Sozialismus beginnen können und
ſollen. Sie können es auch politiſch zuerſt, weil ſie am erſten
wirkliche Volksvertretungen, aus allgemeinen Wahlen hervorge-
gangen, haben werden. Sache der Nationalverſammlung iſt es,
ihnen etwaige geſetzliche Hinderniſſe aus dem Wege zu räumen.

Die wichtigſte Vorbedingung für alles Neuſchaffen iſt aber das

bis 14) der Geheime Regierungsrat Freiherr v Oer bei der

Gemeineigentum am ſtädtiſchen Grund und Boden, ſoweit er ge
werblicher Ausnutzung unterliegt; auch für Einzelhäuſer und Villen,
kann es in Form des Erbbaurechtes eintreten. Als Boden unter
ſtädtiſchem Einfluß iſt jeder anzuſehen, deſſen Wert ſich nicht mehr
allein nach land wirtſchaftlicher Nutzung beſtimmt. Die erforder«
lichen Eingemeindungen können beſchleunigt werden.

Es wird, wenn man unſere Nationalwirtſchaft nicht ſchädigen
will, nicht möglich ſein, den Eigentumsübergang mit einem Feder-
ſtrich durchzuführen; es wird auch ſchwierig ſein, in der ſoziali-
ſtiſchen Stadt die Mieten freizuhalten von Fiskalismus und bei
der Vergebung der Läden und Wohnungen Partei- und Vettern-
wirtſchaft, Beſtechungen auszuſchalten, aber es kann erreicht wer
den, und dann eröffnen ſich für den Bau unſerer Großſtädte Aus-
r die das jetzige Chaos uns ſpäter unfaßlich erſcheinen laſſen

nnen.
Vieles, was dem Städtebau von heute unerreichbar iſt, wird

dann von ſelbſt da ſein: Die Einteilung in Geſchäfts- und Wohn-
ſtraßen, in Wohn und Jnduſtriviertel, die Anlage und Verbreite-
rung nötiger Verkehrswege auch in bebauten Stadtteilen, ver-
nünftige Einteilung der Baublocks und Grundſtücke, der Bauplätze
für die öffentlichen Gebäude, der Spiel- und Sportplätze, Schaffung
von Parkflächen. Auch die Mittel ergeben ſich von ſelbſt, denn jede
Wertſteigerung kommt ja der Allgemeinheit zugute. Was wir
heute Grundrente nennen, wird immer wieder entſtehen, denn ein
Laden in guter Lage wird mehr einbringen als in ungünſtiger,
mit der Entwicklung der Stadt werden die Gewinnmösglichkeiten
oder die Annehmlichkeiten an beſtimmten Stellen zunehmen. Dieſer
unverdiente Gewinn muß der Geſamtheit zufallen.

Wir werden auch auf manche ſchematiſche Vorſchrift der Bau
ordnungen verzichten können. Es beſteht z. B. kein Grund, warum
nicht feuerſicher gebaute Bureauhäuſer an breiten Straßen weit
höher als jetzt gebaut werden ſollten. Jede Steigerung der City-
belaſtung in dieſer Weiſe ermöglicht eine weiträumigere Wohn-
weiſe, ohne daß die Summe der Arbeitswege der Bewohner wächſt.

Das Stadteigentum am Boden und an möglichſt viel Häuſern
ermöglicht aber auch eine größere Freizügigkeit der Arbeiter. Man
kann ihnen mit dem Wechſel der Arbeitsgelegenheit nötigenfalls
Wechſel der Wohngegend geſtatten. Damit fällt das Bedenken, das
jetzt viele von den Arbeiterſiedlungen der Jnduſtriewerke und Ge
noſſenſchaften fernhält. Ja, man kann beſtimmte Wohngegenden
beſtimmten Arbeitsſtellen entſprechen laſſen, ſo daß direkte Ver-
kehrsverbindungen, vor allem durch Schnellbahnen, ausgenutzt
werden.

Für den Städtebauer und den Stadtbewohner ergeben ſich auch
große künſtleriſche Vorteile. Der Menſch ſoll ſich nicht nur in
ſeiner Wohnung, ſondern auch in ſeiner Straße, ſeiner Stadt
heimiſch fühlen. Dies Bedürfnis muß ebenſo geweckt werden, wie
es mit dem Sinne für gutes Wohnen nötig war. Um das zu er
reichen, muß die Straße ein einheitliches Kunſtwerk werden, ſie muß
als ganzes, als Raum gedacht ſein, das Einzelhaus muß ſich dem
Block, der Block der Straße unterordnen. Alles das erreichen wir
unter einheitlicher Leitung beim Gemeinbeſitz des Baulandes. Jetzt
haben wir den widerſinnigen Zuſtand, daß die neuen öffentlichen
Gebäude ſich durch Ruhe und Einfachheit vor den überladenen
Fafſaden der Privathäuſer auszeichnen, während ſie umgekehrt bei
reichlich oder ſparſam benutzter Ornamentik aus der Reihe der Miet
häuſer durch ihren Schmuck hervortreten ſollten. Es gibt unter
100 Häuſern auch die beſten modernen eingerechnet kaum
eins, bei dem nicht weniger mehr wäre, bei dem man nicht ſitreichen,
vereinfachen möchte, wie ich vor Jahren einmal in der Wohnung
meiner Eltern von den Möbeln alle ausgezapften oder aufgeleim-
ten Kugeln, Pyramiden, Muſcheln, Giebel uſw. abnahm und da
mit eine erſtaunliche Verbeſſerung erreichte.

Die Großſtadt der Zukunft wird, wie oben angedeutet, eine
Menge Bedürfniſſe erzeugen, die zu befriedigen ſind. Jn jedem
Stadtteil ſollen nicht nur, wie jetzt, Kirchen und Schulen ſtehen,
ſondern auch Leſehallen, Volkshochſchulen, Verſammlungsbauten,
Badeanſtalten, Krankenhäuſer, Krieger- und Jnvalidenheime,
Kinderhorte, offene und gedeckte Sportanſtalten. Dieſe Bauten
geben reichliche Mittel für den Städtebau, um die ſchönſten Platz
gruppierungen zu ſchaffen. Während die Städte des Mittelalters
und Barock oft um ein oder zwei öffentliche Gebäude drei Plätze
verſchiedenſten Charakters ſchufen, finden wir bei uns dieſe Edel-
ſteine der Städte wahllos ausgeſtreut, ſo daß in einer Zeit, die
mehr öffentliche Vauten ſchuf, als irgendeine vor ihr, die Städte
an Raumſchönheit nicht gewonnen haben.

Noch ein neues Bedürfnis hat uns die Demokratie gebracht:
nach offenen Verſammlungsräumen für große Maſſen. Dazu
können wir Plätze ſchaffen, die der Verkehr nicht berührt, an denen
die erwähnten öffentlichen Gebäude liegen, mit Säulengängen,
Terraſſen, Balkonen, von denen die Redner ſprechen können.

So entſteht ein großes Programm und wir werden vieles erſt
in Jahrzehnten vollendet finden, wenn die Kriegslaſten leichter ge
worden ſind, aber es gilt ſofort mit der Arbeit beginnen, immer
das einſtige Bild vor Augen, damit nicht wieder auf Schritt und
Tritt unſere Städte uns ein „zu ſpät“ zurufen. Es gilt, jede Wert
ſteigerung die der Allgemeinheit gebührt, lieber heute als morgen

ihr vorbehalten. Dr.-ing. Kurt Ehrenberg.
Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Otto Polle nderz für
den Jnſeratenteil: Emil Hallupp; Druck und Verlag: Freie

Preſſe G. m. b. H., ſämtlich in Leipzig.
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m Bekanntmachung.
Die Ferien an den

naſium, Oberrealſchule,
ſtädtiſchen höheren Schulen (Stadtgym

eformrealgymnaſium ſowie Lyzeum nedſt
Studienanſtalt), Miliel- und Volksſchulen ſind durch den Herrn Ober

äſidenten der Provinz Sachſen auf Grund des Erlaſſes des Herrn
terrichtsminiſters vom 6. November 1913, U. III A, 1603 I U. II pp.

Es wird S t teder, derh e n den Verſteigerungen
inen hat und mit einem amtlichen Ausweis als Selb

käufer bei der Verſteigerung ausweiſen muß. Jm Behinderun
falle, z. B. Krankheit, kann Vertretung durch Beamte, Geſchä
führer oder nächſte Verwandte, welche ihrerſeits ſich ebenfalls durch
einen amtlichen Ausweis legitimieren müſſen erfolgen, aber
t im Ver

ir da l 1919/20 in folgender Weiſ den: niemals durch Händler. Den Händlern iſt nicht nur der Kauf,r e eeeehl T e e s 4 ſondern r utritt r e ſt ſeiten n ters d
D iederbegi a in nächſter Zeit an faſt ſämtlichen Garniſon-Orten desBezelchnung auer Schluß Wiederbeginn Korpsbezirks Pferdeverſteigerungen ſtattfinden, werden die Pferde-

der Ferien des Unterrichts gdrauder darauf gewieſen. ch rechtzeitig mit den genügenden

a armitteln zu verſehen.Oſterferien 16 Tage Sonne t Diener Magdeburg den 6. Dezember 10918. [1810
Von ſeiten des Generalkommandos. Der ExekutivausſchußVſingn t 6 Freitag, 6. Juni Freitag, 13. Juni Der Chef des Generalſtabes des IV. A.

Sommer- g Freitag, 11. Juli Dienstag, von dem Hagen, Oberſtleutnant. Herrfurth.
ferien 1919 31 12. AuguſtHerbſt Donnerstag, Dienstag, Bekanntmachung.
ferien 1919 11 2. Oktober 14. Oktober Abholung der WinterkartoffelnWeihnachts- Sonnabend, Dienstag, von einer ſtadtiſchen Ausgabefſtelle.

ferien 1919/20 16 20. Dez. 1919 6. Januar 1920 Am Freitag, dem 13. Dezember, wird in der ſtädtiſchen Kar
80 Tage toffelausgabeſtelle Brandt Loeloff, Franckeſtraße 19 mit der

Schluß des Schuljahres 1919/20: Sonnabend, den 27. März 1920.
Halle, den 5. Dezember 1918.

Bekanntmachung.

Der Magfſſtrak.

1. Es iſt wiederholt vorgekommen, daß bei den öffentlichen
Verſteigerungen Pferdehändler verſucht haben, ſich dadurch Zugang

Abgabe der Kartoffeln an i ushaltungen begonnen,
welche ihren Wintervorrat auf Grund der erteilten Bezugsſcheine
ſelbſt von einer ſtädtiſchen Ausgabeſtelle abholen wollen. Die
Abgabe erfolgt vormittags von 8--1 Uhr. Es werden zur Ab
holung an dieſem Tage nur diejenigen Haushaltungen zugelaſſen,
deren Bezugsſcheine mit den Rummern roter Tinte ausge
füllt) 1-115 verſehen ſind. Die Bezugsſcheine ſind hierbei ab

zu verſchaffen, daß ſie angaben, von anderen Perſonen (Landwirten) zugeben.
beauftragt zu ſein, Pferde zu kaufen. Dieſes Verfahren iſt unſtatt- Halle, den 12. Dezember 1918. Der Magiſtrat.

Lehte Lokal und Provinynachrichten.

Kongreß der A. und S. Rat
Wegen der Verkehrsſchwierigkeiten werden die Teilnehmer

erfucht, rechtzeitig abzureiſen.

Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
che Aepfel. Freitag, vormittags 8--12 Uhr: auf Lebens-e mitteiſcheine Nr. 62001--64000, nachmittags von 1--4 Uhr

Nr. 64001--65800 in der Leipziger Straße 5, vormittags
von 8--12 Uhr: Nr. 65501--67 500, nachmittags 1-4 Uhr:
Nr. 67501--70000 in der Königſtraße 5, vormittags von
8--12 Uhr: Nr. 70001--71 800, nachmittags von 1--4 Uhr:
Nr. 71801--74000 in der Martinſtraße 11. Der Abſchnitt 248
des Warenbezugsſcheins 18 iſt abzugeben. Jede Perſon

Pfd. Pfundpreis 1.30 Mark.
Freitag, vormittags von 8--12 Uhr: Nr. 42001--43500,

nachmittags von2--6Uhr: Nr. 43501--46000 der Lebensmittel
eine in der Talamtſchule. Jede Perſon ein Ei für 42 Pf.
ie Eier ſind nicht zum Kochen in der Schale. Umtauſch

innerhalb drei Tagen.
Freitag, vormittags von 8--12 Uhr: Nr. 29201--8t 000,
r von 2--6 Uhr: Nr. 31001--32000. Jede Perſon

55 g für 20 Pf. in der Talamtſchule.

Eier.

Käſe.

Achtung! Jchtung!
Merſeburg!

Oeffentliche

bolksverſammlung
Freitag, den 15. Dez. 1918, abends 7/. Uhr

im Reſtaurant zur Funkenburg.
Tagesordnung:

1. Deutſchlands Zukunft. Redner: Schrift-
leiter Gen. Dübel, Zeitz.

2. Freie Ausſprache.
Um recht zahlreiches Erſcheinen aller Einwohner

Merſeburgs wird gebeten. Keiner darf fehlen.

Frbeiter und Soldatenrat.
J. A. A. Thieme.1811)

J

Aus dem Felde zurückgekehert, führe ich

Stimmungen
und Keparaturen von Pianos und Flügeln
wieder ſelbſt aus. Beſtellungen erbittet

Herm. Lüders [1751
Mittelſtraße 9 10

Aelteſte Pianuohandlung am Platze

Redakteur
für Lokales und Provinz zum ſofortigen Antritt für die
Halliſche Volksſtimme geſucht. Bewerbungen ſind zu
richten an

Hermann Garbe, Halle, Harz 42/44.

III

S knntenänliteedutttögertgenektttänttetrterteetterunn

Mahlpoſt der Frauen.
da

Was will die Frauenpoſt?
Sie will mitarbeiten, damit zum Wohle des Vater

landes die Frau ihr Wahlrecht auch ausübe. Vor
urieile, die aus Gewohnheit oder Irrtum entſtehen,
ſollen zerſtreut, die Freude der Ausübung gepflegt und

die Pflicht zur Wahl geſtählt werden.

Mit dem Fortſchreiten der Wahlbewegung ſollen
Loſungsworte von Frauen veröffentlicht, Auszüge aus
ihren Reden wiedergegeben werden.

Kurz!

In wenigen Sätzen!
Auch die Frau iſt mit Acheit übreleet

Frauen! Lernt wählen!

S WBahſpoſt-Setie I, Karte 1.

München

2
tet tet

tun

ſteinernen ieſterttttt

Bekanntmachung.
An den beiden Sonntagen vor Weihnachten, 15. und

22. dieſes Monats, dürfen die Geſchäfte von 11 Uhr vor-
bis 6 Uhr nachmittags zum Verkauf geöffnet

eiben.
Halle, den 11. Dezember 1918. Der Magiſtrat.

W

Ich bin aus dem Felde heimgekehrt und werde

vom 16. Dezember ab wieder in meinem

Bureau, Große Steinſtraße 76

Sprechltunde

abhalten. [1815
Rechtsamwalt Bennewiz.

J e ZGroße Ulrichstr. 50
l. Obergeschoß. [1800

Aussteliung von Möbeln
für Küchen, Schlafzimmer

und Wohnräume,
Besichügung und Annahme von Kaufanträgen

daselbst tösglich von 9 bis 3 Uhr

Hallesche Fürsorgestelle für
Wohnungseinrichtungen G. m. b. H.

Mehrere Genoſſen
zur Leitung der Wahl für die National-
verſammlung, für einige Kreiſe im Regie-
rungsbezirk Merſeburg geſucht. Die Genoſſen

müſſen bis zum Schluſſe der Wahl völlig zur
Verfügung ſtehen. Redneriſche Fähigkeiten er-
wünſcht, aber nicht Bedingung. Meldungen bis
zum 25. Dezember beim Unterzeichneten.
Jozialdemokrat. Bezirksſekretariat halle a. 9.

R. Dreſcher, Harz 42-44.

Wahlleiter geſucht.
Parteigenoſſe mit längerer Tätigkeit in der Arbeiter-

bewegung wird für Halle und den Saalkreis als Leiter
der Wahl für die Nationalverſammlung geſucht. Redne
riſche Befähigung erwünſcht. Antritt ſofort. Dauernde
Stellung als Parteiſekretär in Ausſicht. Bewerbungen
mit Angabe der Gehaltsforderung bis 15. Dezember zu
richten an den

Sozial demokratiſchen Verein für Halle
und den Saalkreis.

Ad. Thiele, Bernhardyſtrtaße 68.

Erdarhbeiter
für Abraumbetrieb

finden dauernde Beschäftigung.

Elektrowerk H.-6.
Grübe Goipa. Post Zschornewitz, Bezirk Halie.

Bahnstation Burgkemnitz.

die deutſche Revolution

Des Volkes Sieg und Zukunft
von

Erich Kuttner
Redakteur des Vorwärts

Preis 25 Pf.

vorrätig in der Buchhandlung der Volkoſtimme
2

J e

4 909

500

Kwul-lheateTüchtige

Polierer

VDnerer, Ang.

Du
finden dauernde Beschäftigung.

Grube Pauline
in Dörstewitz.

3

auf
Teilzahlung.

Möbel

a Kredit auch nach auswärts

Fuchs, antungs-Geschäft,

Halle a. S., Gr. Ulrichstr. 58, II., I. Etage.

Empfehle mein großes
Lager in 3 Etagen in

ganten ahnungs-Cinrichtengen,

sowie tigen Ködoln, beso

schänn Fchlafrimmer, beftstellen

a.Motrag., Satas, Kloiderscrönke

Vörtas, Küchenmödo! aller Art.

[1270

I ofort geſucht.

zum Aufarbeiten alter Pia-
nos, ſtunden od. tageweiſe,
auch abends oder Sonntags

[1814

Herm. Lüders,
Mittelſtraße 9/10.

Privatschule
für Malen u. gewerbl.

F. Zeichnen für Damen u.
Herren. [1sos

Ausbildung für technischen
Bureaudienst.

Nächster Kursus beginnt
am 8. Januar 1919.

Anmeldungen täglich
Steinweg 17, III.

Faſt neue echte
J Mödel aller Brt

Küchen, Schlafzimmer-Ein-
richtungen, Nußb.Schränke,
Vertikos, Sofas, Matratzen
R (große Auswahl) empfiehlt

J von Aera

Freitag, 13. Dezember
Anfang 7,30 Uhr. Ende 9,45 Uhr

Familie Schiemek.
Schwank von Kadelburg.

Sonnabend nachm. Schnee
wittchen, abends: Die
verſunkene Glocke.

I

III
Sonntag, 15. Dezember

abends 71 Uhr
Großſtadtluft.

Luſtſpiel von Blumenthal
und Kadelburg.

G Stadtbad. G
Haut- und Haarpflege-Räume,

„Fara“-Haarkuren erlolgsich,
Kopfwäsche, Fara“-Massagen.
Haarentfettungskur, Kräuter-Be-
handiung. T Gesichts-Kräuter-
ODampfbäder, unsichtbarse Haut-
schäalkur We gibt Jugendfrische,
behebt Erschlaffungan, Boessitl-
gung von Mitessern, Gries, fetth,,
großporiu. spröd. Haot, Sommer-

sprossen, Gesichis-, Nasenröte,
Leberfleck., Warzen, Damenbärte
schmerz- u. narbenl., Hand- v.
Fußpflege. Tel. 843. [1874
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onnerstag den 12. Dezember 1918.

eilage zur Volksſtimme.
Halle, D 2. Jahrgang.

Halle und Saalkreis.
Salle, 12. Dezember 1918.

v vGiftmiſcherei.
Das hieſige Volksblatt brachte in ſeiner Nr. 287 einen Artikel

mit der Ueberſchrift „Giftmiſcherei“, in dem es ſich über die Hetze
egen den Volſchewismus aufregt. Darin befinden ſich auch dieſe
ätze, die ſich gegen die „Regierungsſozialiſten“ richten.

„Die antibolſchewiſtiſche Beſchwörungsformel dieſer Auch-
ſozialiſten ließe ſich entſchuldigen, wenn in Deutſchland ernſthaft
eine „bolſchewiſtiſche Gefahr“ beſtehen würde. Da aber davon gar
nicht die Rede ſein kann, ſo leuchtet dieſes traurige antibolſche-
wiſtiſche Bekenntnis nür um ſo ſchärfer und tiefer in das eigentliche
Weſen der Mehrheitsſozialiſten.

Das Volksblatt- ſieht eben den Wald vor all den vielen Bäumen
nicht. Wir erinnern daran, daß ſein Redakteur Könen in der
Verſammlung der Angeſtellten im Volkspark ſagte: „Jetzt haben
wir die Macht (zur Einführung weitgehender Verſtaatlichungen und
des Sogzialismus), die müſſen wir gebrauchen, ehe es zu ſpät iſt.
(Das heißt: Bevor die Nationalverſammlung zuſammentritt.) Und
in der erſten Sitzung des neugewählten Arbeiterrates am Montag,
dem 9. Dezember ſagte Reichstagsabgeordnete Albrecht „Wenn
die Nationalverſammlung eine Verfaſſung beſchließt, die uns (d. h.
den Unabhängigen) nicht gefällt, dann bleiben die Arbeiter und
Soldatenräte eben weiter beſtehen, dann geht der Kampf weiter.“

Nette Ausſichten! So ſagte mir mein Nebenmann in der Ver-
ſammlung ins Ohr! Nun möchten wir das Volksblatt fragen: Wo
durch unterſcheidet ſich der Bolſchewismus von dieſen Auffaſſungen
Die Zitate zeigen auch, daß man nicht auf dem Wege der Demo-
kratie zum Sozialismus kommen will, ſondern dem der Gewalt,

Den Zitaten kann man nur die Worte entgegen halten, die
dieſer Tage Karl Kautskhy in der Freiheit niederſchrieb. Dieſe
doch auch von den Unabhäng gen anerkannte „Autorität“ meinte:

„Am Tage nach einer Revolution der Arbeiter, die mit einem
Ruck zwei Dutzend Regierungen umwirft in einem Lande, in dem
das Proletariat die Mehrheit der Bevölkerung bildet, verzweifelt
eine ſozialiſtiſche Partei daran, die Maſſen zu gewinnen und die
Mehrheit für die Nationalverfammlung zu erobern. Sie verzweifelt
daran, ſich im Kampf der Geiſter in einer Arena zu behaupten, zu
der alle Parteien und Klaſſen zugelaſſen werden.

Ein größeres Armutszeugnis kann jene Partei ſich ſelbſt nicht
ausſtellen. Wir haben ein beſſeres Zutrauen zu unſerer Sache, die
Maſſe des Volkes ſteht zur Zeit auf der Seite des Sozialismus.
Sie hat alles Zutrauen zu den Parteien verloren, die bisher
regierten. Von uns erwartet ſie die Rettung, die ökonomiſche Ret-
tung. Das ökonomiſche Jntereſſe wird die ganzen kommenden
Monate, ja viele Jahre beherrſchen. Und darum verlangen die
Maſſen nach einem aufbauenden Sozialismus, nicht nach Ver-
ewigung der Unruhe, nicht nach Verlängerung des Krieges durch
Bürgerkrieg.

Von unſerer Haltung hängt alles ab. Die Nationalverſamm-
lung iſt auf dem Marſch und nichts vermag ſie aufzuhalten. Die
Sozialiſten, die ſich ihr entgegenſtellen, können nur eines erreſchen:
die Verkleinerung der ſozialiſtiſchen Mehrheit in ihr. Die Schuld
dieſer Sozialiſten wäre es, wenn die Nationalverſammlung gar
eine gegenrevolutionäre Mehrheit aufwieſe.

Gerade weil dieſe Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen iſt, müſſen
wir um ſo dringender fordern, daß an Stelle des Kampfes gegen
die Nationalverſammlüng der Kampf um ſie mit voller Kraft auf-
genommen wird.“

Das Volksblatt wird ſich aber auch hierdurch nicht belehren
laſſen. Es wird wieder gegen die „Regierungsſozialiſten“
ſchimpfen, wobei auch einmal feſtgeſtellt werden muß, daß ſich die
Unabhängigen als „Regierungsſozialiſten“ auch ſchon ganz gut
eingerichtet haben, denn ſie ſind doch in den „Regierungen“ minde-
ſtens genau ſo zahlreich vertreten wie die Mehrheitsſozialiſten.

Eine öffentliche Angeſtelltenver ſammlung
fand am Montag, dem 9. Dezember in der Kaiſer-Wilhelms-Halle
ſtatt. Der Beſuch war ein ſo zahlreicher, daß nicht alle Ankommen-
den untergebracht werden konnten. Zunächſt hielt Arbeiterſekretär
Kleeis einen Vortrag über „Digz neue Zeit und die An-
geſtellten.“ Redner ſchilderte zunächſt Urſachen und Verlauf
der Revolution. Man habe geſagt, die Angeſtellten bildeten einen
neuen Mittelſtand. Jedenfalls ſei, er im wirtſchaftlichen Leben
ohne Bedeutung geblieben. Aus der Umwälzung der öffentlichen
Einrichtungen müſſe auch der einzelne ſeine Lehren ziehen. Die
öffentlichen und privaten Angeſtellten haben nicht mehr nötig, ſo
beſcheiden und ſchüchtern zu ſein wie ſeither. Man habe ihnen

immer vorgeredet, ſie ſeien etwas beſſeres wie die Arbeiter. Wenn
es den Unternehmern gut gehe, ſei es auch für fie beſſer. Jn
Wirklichkeit ſeien aber die Jntereſſen der Unternehmer ganz andere
wie die der Angeſtellten. Letztere gehörten in wirtſchaftlicher Hin
ſicht an die Seite der Arbeiter. Nach der Statiſtik der Angeſtellten-
verſicherung hatten im Jahre 1915 von den männlichen Verſicherten
63 v. H. einen Jahresgehalt nur bis zu 2000 M. Von den weib-
lichen waren es nur 97 v. H. Das Durchſchnittsgehalt eines männ-
lichen Angeſtellten betrug im Jahre 1915 rund 1870 M., das eines
weiblichen 955 M. Nach der Statiſtik der Kleinhandels-Berufsge-
noſſenſchaft ſtieg das Durchſchnittsgehalt eines Verſicherten von
952 M. im Jahre 1913 auf 1053 M. im Jahre 1917. Das ſeien
doch ganz traurige Einkommensverhältniſſe. Wenn die Angeſtell-
ten überall auch durch die Ceſetzgebung vernachläſſigt worden
ſeien, ſo komme das daher, daß die Angeſtellten noch nicht den Weg
zur Organiſation. gefunden haben. Jn politiſcher Hinſicht müßten
ſie ſich der Svzialdemokratie, in wirtſchaftlicher einer freien Ge-
werkſchaft anſchließen. Den Harmanieverbänden müſſe der Rücken
gekehrt werden. Auch die Frauenfrage könne nur auf dem Wege
der Organiſation dadurch gelöſt werden, daß die weiblichen Ange-
ſtellten einer Gewerkſchaft beitreten, die gleiche Gehälter wie für die
Männer erkämpft.

Die Ausſprache war außerordentlich lebhaft und intereſſant.
Zunächſt ergänzte Jngenieur Geiſer den Vortrag ſehr ausführ-
lich. Die Angeſtellten gehörten an die Seite der Arbeiter. Sie
müſſen ſich aber auch der ſozialiſtiſchen Weltanſchauung anſchließen.
Die Revolution, an deren Anfang wir erſt ſtehen, müſſe die Macht
des Kapitalismus brechen. Jm weiteren erörtert Redner die Forde-
rungen der Privatangeſtellten wie Angeſtelltenausſchüſſe, Erhöhung
der Gehälter, Wiedereinſtellung der Kriegsteilnehmer in ihre alten
Stellungen uſw. Der nächſte Redner Dr. Schwilling wurde
ſchon mit Erregung empfangen. Tatſächlich äußerte er ſich wieder
um recht ſehr widerſpruchsvoll. So ſagte er, er ſtünde auf dem
ſelben Parteiſtandpunkt wie Kleeis, doch könne er nicht billigen, den
Beitritt zur Sozialdemokratie zu empfehlen. Auch ſeine Meinung
über die Frauenfrage war ſehr rückſtändig. Es war deshalb ver-
ſtändlich, daß ſich der Unwillen der Verſammlung recht oft Luft
machte. Es ſprachen noch Fräulein Mielius, die für den Ver-
band kaufmänniſcher weiblicher Angeſtellter Propaganda machte und
ein Herr Kudecke, der eine recht merkwürdige Reſolution ein-
brachte. Sie wurde aber abgelehnt, dafür wurde eine andere gegen
wenig Stimmen angenommen, nach der die Anweſenden ſich auf den
Boden des Sozialismus ſtellen und verſprachen, Schulter an Schul
ter mit den Arbeitern zu kämpfen. Zum Schluß gab es noch einen
Zuſammenſtoß mit Herrn Schwilling. Sonſt verlief die Verſamm-
lung ſehr impoſant.

Kreditfürſorge und Berakung für zurüſkehrende Kriegskeilnehmer
des Mittelſtandes. Die ſchon im Jahre 1917 errichtete Kriegshilfskaſſe
der Provinz Sachſen, deren Verwaltung für den Stadtkreis Halle der
Magiſtrat führt, gewährt zu 4 Prozent verzinsliche und möglichſt ſchnell
zu tilgend. Darlehen an Kriegsteilnehmer oder deren Angehörige (Ehe-
frau, Witwe, beiderſeitige Verwandte in auf- und abſteigender Linie)
aus dem ſelbſtändigen Mittelſtande zum Zwecke der Erhaltung oder
Wiederherſtellung ihrer wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit. Zum Mittel
ſtand gehören Perſonen, welche ihren Lebensunterhalt ausſchließlich oder
hauptſächlich durch den Betrieb eines Gewerbes oder eines Landwirt-
ſchaftszweiges oder durch Ausübung eines freien Berufes (Landmeſſer,
Bücherreviſor, Künſtler uſw.) erwerben, und ein Jahreseinkommen in
der Regel von weniger als 4000 M. erzielen. Die Darlehen ſollen
in der Ketyel 2000 M. micht überſteigen und ihre Rückzahlung möglichſt
ſichergeſtellt werden, gegebenenfalls auch durch Eingrhung und Ver-
pfändung einer Lobensverſicherung bei der Provinzial-Lebensverſiche-
rungs- Anſtalt Sachſen.

Die Kaſſe ſoll freilich erſt dann eintreten, wenn alle ſonſt geeig
neten Hilfs- und Kredikmitktel, insbeſondere genoſſenſchaftlicher Kredit,
erſchöpft ſind, oder nach Lage der einſchlägigen Verhältniſſe nicht in Be
tracht gezogen werden können. Zu dieſen Kreditmitteln gehören in
Halle u. a.

die Halleſche Kriegskredikbank, A. G., Francke-Siraße 5, für An
gehörige des Handels und der Induſtrie und

die Gewerbebank, Martinsberg 2, für das Kleingewerbe,
ferner die Hausbeſitzerbank, Borfüßerſtraße 15, das Bürgerrettungs-
Jnſtitut, Schmeerſtraße 1, die Aſſeſſor Karl Müllerſche Stiftung, Kl.
St inſtraße 8 I, uſw. Während die beiden erſtgenannten Banken ſich
auf Wechfelkredit beſchränken, gewährt die Kriegshilfskaſſe bare Dar
lehen auch gegen andere Sicherſtellung, ausnahmsweiſe auch ohne be
ſondere Sicherheit.

Die Prüfung und Entſcheidung über die aus dem Stadtkreis Halle
geſtellten Darlehnsanträge an die Kriegshilfskaſſe der Provinz Sachen

Ende gut, alles gut.
9] Erzählung aus dem Ries von Melchior Meyr.

Einige Tage ging unſer Burſche melancholiſch umher,und wenn ihn beim Jurudoenken an ſeine Niederlagen ein

Zorn anwandelte, ſo ließ er ihn an irgend einer Arbeit aus.
Er bot denen, die ſeiner wahrnahmen, ein neues und eigen-
tümliches Bild. Schweigend hatte man ihn oft geſehen;
jetzt ſah man ihn „ſinnierend“ und vernahm hier und da
grimmige Ausrufungen, wozu man keinen Grund wußte.
Fragte man ihn danach, ſo war die Antwort, ſofern eine
erfolgte, keine höfliche. Man wußte nicht, was man aus
ihm machen ſollte. Den Zuſtand ſeines Herzens ahnte nie-
mand im ganzen Dorf. Die einzige Perſon, die außer ihm
davon Kenntnis hatte, ſchwieg nicht nur ſelber ſie hatte
auch jener Kamerädin ihre Vermutung wieder auszureden
gewußt und ihr das Verſprechen abgenommen, ſie mit dem
Michel nicht ins Geſchrei zu bringen. Es gibt Mädchen,
die das Genie der Verſchwiegenheit haben, das heißt die
ohne beſondern Vorſatz und mit Luſt verſchwiegen ſind und
ſich an dem Geheimnis weiden. Die Gret war heiter und
hoffte mit Zuverſicht,, ihre Wünſche gekrönt zu ſehen ſie
brauchte nicht zu ſchwätzen.

Michel war es nicht; er war unmutig und verzweifelte
am Erfolg er ſpürte einen Trieb zu reden und konnte
r einer Gelegenheit, ſein Herz zu entlaſten, nicht wider
tehen.

Unſer Enaksſohn hatte einen Kameraden, der ihm unter
allen Burſchen, die zu ihm hielten, der liebſte war. Kaſpar,
der Sohn eines Webers, hing mit aufrichtiger Teilnahme
an Michel und wußte ſich auch am beſten in ſeine Manieren
zu fügen. Obſchon drei Jahre jünger, hatte er in bezug
auf das weibliche Geſchlecht eine hinreichende Summe von
Erfahrungen er wußte, wie man ſie behandeln mußte,
und galt darum auch „ſeinen Batzen“ bei ihnen. Mittel
groß, „rahneng“/ von angenehmer Geſichtsbildung hieß er bei
ihnen nur „a nett's Bürſchtle“ und „a luſtengs Männdle“,
dem man gut ſein müſſe. Trotz der Gunſt, die er bei den

erfolgt durch eine ſtädtiſche Deputation, welcher außer 2 Magiſtratsmit-
gliedern nachfolgende Herren angehören:

Spenderinnen der Lebensfreude erfuhr, hatte er doch nicht
mehr Selbſtgefälligkeit, als allenfalls natürlich war; er ge-
noß das Lob eines fleißigen Menſchen und wußte ſich unter
den Mannsbildern ebenſo den Ruf eines guten Kameraden
zu bewahren. Dieſer Burſche, zum Vertrauten wie ge
ſchaffen, wußte durch eine wohlgemeinte und geſchickte Frage
dem Michel ſein Geheimnis zu entreißen. Allein mit ihm,
ſah er den düſter vor ſich Hinſtarrenden teilnehmend an und
ſagte dann: „Michel, di drückt ebbes! Wannd' mer's net
geara', ſakſt, will e de net weiter froga'. Wann's aber ebbes
iſt, wo i d'r vielleicht helfa' ka', ſo red! Du woeſcht, wie
e's moe (ich's meine).“

Dieſe treuherzig geſprochenen Worte machten des Leiden
den Herz weich und folglich geneigt zur Mitteilung. „Ach,“
erwiderte der Verliebte nach kurzem Schweigen mit einem
rieſenmäßigen Seufzer, „mi drückt freile ebbes!“ „Was
iſch?“ fragte Kaſpar. „Sag's, wann e's (ich es) wiſſa'

dörf!“ „Am End,“ erwiderte Michel, „biſt du grad der
Recht', der mer'n Rot (Rat) geba' könnt! No mei'da-
wega' (meinetwegen), i will der's ſaga'!“ Er ſchwieg.

„Noſſa' (nun ſo dann),“ mahnte Kaſpar. „Zeerſt
mueß e der ſaga',“ erwiderte Michel mit tiefem Ernſt, „daß
koe Menſch ebbes davo'n enna' weara' (inne werden) därf!“

„Gang weiter! Ben i a Schwätzer?“ Die Möglich-
keit, daß Kaſpar es doch unter die Leute bringen könnte,
hatte aber den Michel ſchon aufgeregt. „Kerl,“ rief er, eine
Fauſt machend, „wann d'ebbes ſafſt 's got d'r ſchlecht!“
Der andere kannte ſeinen Mann; kr zuckte die Achſel und
erwiderte: „Du biſt net g'ſcheit!“ „Guet,“ verſetzte
Michel. „Jetz woeſch (weißt du's) und ietz will i der's
ſaga'!“ Wieder eine Pauſe. „J höar,“ erwiderte der
andere, indem ſeine Mienen ſich ahnend erhellten. „No,“
begann endlich Michel mit neuer Anſtrengung, „doh (da) die
Great d's Maurers ſeine moen' e“ Kaſpar ſah den
wiederholt Jnnehaltenden mit gutmütig ſchlauem Lächeln
an und rief, ihn ganz durchſchauend: „Fehlt's d'r doh?“
„Ja Bruder,“ ging's endlich aus Michel heraus, „doh fehlt's
m'r! Des Mädle g'föllt m'r, die mueß e haba und

Stadtverordnete Karl Kühme, Gr. Märkerſtraße 22,
und Rentner Guſtav Günter, Staudeſtraße 6 II,

ferner die Herren
Rentner Rudolf Pfaffe, Mühlweg 37 vorgeſchlagen von der

hieſigen Handelskammer, Francke-Straße 5),
Dekorationsmaler Robert Bieſecker, Kl. Ulrich-Str. 17 (vor-

geſchlagen von der Handwerkskammer für den Regierungs
bezirk Merſeburg, Barfüßerſtraße 6),

Rentner Titus Tegetmeyer, Ludwig-Wucherer-Str. 49 (vor-
geſchlagen vom Vorſtand des hieſigen Bürgerrettungs-Jnſti-
tuts, Schmeerſtr. 1, bei Bürſtenmachermeiſter Jaeculi),

Sattlermeiſter Auguſt Hoffſchmidt, Dryanderſtr. 30 (vorge-
ſchlagen von der Gewerbebank, Martinsberg 2),

Kaufmann Friedrich Erſtmann, i. Fa. W. F. Wollmer, Gr.
Ulrich-Str. 6--8 vorgeſchlagen vom Vorſtand des Rabatt-
ſparvereins Halle, E. V.).

Die vorſtehend aufgeführten 5 Berufsvertretungen und Vereine,
nämlich die Handelskammer, die Handwerkskammer für den Regierungs
bezirk Merſeburg, das Bürgerretkungs-Inſtikuk, die Gewerbebank und
der Rabaktiſparverein Halle, haben ſich auf Wunſch des Magiſtrats be
reiterklärt, die Aufgaben von Berakungsſtellen für die aus dem Felde

ſelbſtändigen Mittelſtande, insbeſondere auch die ndlungen mit
Gläubigern und Schuldnern, Vermittelung von Arbeit u. dgl., und
endlich auch die Vorbereitung und Begutachtung von Darlehnsanträgen
zu übernehmen.

Ankräge auf Bewilligung von Darlehen können mündlich oder
ſchriftlich außer bei obigen Deputationsmitgliedern ſelbſt bei den 5 Be
ratungsſtellen und auch im Buregau, für Sliftungsſochen, Sparkaſſen
gebäude, Kl. Steinſtr. 8 I, Zimmer 22, geſtellt werden. Die Einkom-
menſteurrveranlagung für 1914 iſt den Darlehnsanträgen beizufügen
oder mit zur Stelle zu bringen

Die Kartenblätter zur Herſtellung der Wählerliſten werden zur
Zeit verteilt. Es wird aufmerkſam gemacht, daß ſie nur für Neu-
Wabhlberechtigte auszufüllen ſind, d. h. für alle Frauen über 19 Jahre,
für Männer vom 19. bis 24. Lebensjahr, und zwar für jede Perſon ein
be'onderes Blatt Sind einem Haushalt nicht genügend Kartenblätter
überbracht worden, ſo können die fehlenden Karten in den Polizei-
revieren behoben werden.

Weihnachksfeier des Vereins für das Deutſchtum im Ausland.
Der Verein beabſichtigt für die aus dem Ausland vertriebenen Reichs
jenigen, welche ſich daran zu beteiligen wünſchen, Name, Wohnung Und
jenigen, welche ſich daran zu beteiligen wunſchen, Name, Wohnung und
Zahl der Familienangehörigen, beſonders der Kinder, in der Kunſthand
lung von Tauſch u. Große, Gr. Ulrichſtraße 38, bis ſpäteſtens Sonn
abend, den 14. Dezember, anzugeben.

Weihnachtsbeſcherungen. Die Armewerwaltung erſucht uns,
auch in dieſem Jahre mitzuteilen, daß die von einer Anzahl Vereinen
und Korporationen eingereichten Liſten der von ihnen zum Weihnachts
feſt zu beſchenkenden Perſonen in der Auskunftſtelle, Kleine Stein-
ſtraße 8 I, Zimmer Nr. 10, vom 13. d. M. an vormittags von 8 bis
1 Uhr zur Einſicht für die Vereine und Geſchenkgeber ausliegen.

Stubenbrand. Zur Beſeitigung eines Stubenbrandes, hervor
gerufen durch Ueberheizen eines Ofens, wurde die Feuerwehr geſtern
nach einer Wohnung in der Krauſenſtraße gerufen. Die Wehr konnte
nach kurzer Tätigkeit wieder abrücken.

Brokdiebe. Zwei junge Burſchen drangen in einen in der Bern-
hardyſtraße befindlichen Bäckerladen, entwendeten je zwei Brote und
flüchteten. Einer der Täter, ein beurlaubter Soldat der jüngſten Jah-
resklaſſe, konnte ergriffen und eingeliefert werden.

Zuſammenſtoß. An der Ecke der Geiſtſtraße und Albrechtſtraße
ſticß ein Straßenbahnwagen mit einem Militärlaſtkraftfahrzeug zu-
ſammen, wodurch bei dem Straßenbahnwagen Kurzſchluß entſtand.
Sonſtiger Schaden wurde nicht angerichtet.

Theater. Sehens würdigkeiten uſtv.
Stadilheater. Heute Donnerstag Anfang 7 Uhr „Lohen-

grin“. Freitag „Familie Schimek“. Sonnabend nachmittag „Schnee-
wittchen“, Sonnabend abend „Die verſunkene Glocke“, Oper von Zöllner.
Sonntag nachmittag 34 Uhr Volksvorſtellung bei ganz kleinen Preiſen
„Fauſt“ 1. Teil (vom Prolog bis einſchl. Hexenküche), abends 73 Uhr
zum erſtenmal in dieſer Spielzeit „Die weiße Dame“, komiſche Oper
von Boieldieu, Dichtung von Scribe, Spielleitung: Leopold Sachſe,
muſikaliſche Leitung: Karl Nöhren. Jn den Hauptpartien ſind beſchäf-
tigt die Damen Frieda Schmidt, Anna Enghardt, Henriette Böhmer,
die Herren Cornelius Barck, Adolf Harlacher, Hans Baron, Kurt
Schreiber.

Uraufführung im Stadttheater. Leopold Sachſe hat
ſoeben das neueſte Werk von Wildgans „Dies irge“ zur reichsdeutſchen
Uraufführung, die gleichzeitig mit der Uraufführung am Wiener Burg-
theater ſtattfinden ſoll, erworben.

Kaſpar unterdrückte das Lachen, das ihn bei dieſem Be-
kenntnis anwandelte, und forderte ihn auf, ihm zu ſagen,
wie's eigentlich ſtehe. Michel, einmal im Zuge, erzählte
alles, und zwar mit einer Naivetät, bei welcher der Er-
fahrene, wenn er nicht lachte, doch wenigſtens zu „ſchmöh-
zeln“ (ſchmunzeln) nicht umhin konnte.

Bekanntlich hat der Menſch nicht leicht eine angenehmere
Empfindung, als wenn er an einem andern, der ihm
bisher Reſpekt abgenötigt hat, plötzlich eine Schwachheit ent-
deckt. Es gibt deren, die eine ſolche Wahrnehmung geradezu
beſeitigen kann und die das ſo erlangte Wohlgefühl zu den
höchſten Genüſſen zählen, womit der Himmel die armen
Sterblichen begnadet hat. Sogar Freunde, will man wiſſen,
ſollen in dieſem Fall erheitert werden und ausſehen, als ob
ihnen ein Glück widerfahren wäre Und ihr Benehmen
gegen den Träger dieſer Schwachheit ſoll nach der Ent

deckung ein vielfach anderes ſein als vorher! Wir laſſen
dieſe Behauptung in ihrer Allgemeinheit auf ſich beruhen,
müſſen aber der Wahrheit gemäß bekennen, daß unſer
wackerer Kaſpar bei der Erzählung ſeines Kameraden eine
ziemlich lebhafte Genugtuung empfand und in ſeinem Ge-
ſicht einen Ausdruck heiterer Ueberlegenheit zeigte, den er
vorher nie gegen ihn hatte blicken laſſen.

„Des iſch, was me drückt,“ ſchloß Michel ſeinen Bericht
„Schlechter, des wurſcht ſelber ſaga', hätt's net gango
könna', und alles iſt verſpielt. J ben eba' zom Oſglück
geboara', und mit mei'r Fräd iſch aus auf der Welt!“
„So,“ verſetzte Kaſpar, indem er ihn mitleidig anſah:
„willſt de net lieber glei gar verſäufa'?“ Michel ſchaute
ihn an. „Du biſt a Narr,“ fuhr Kaſpar fort, „des ſag d'r
ih! Nerx iſt verſpielt, gar ner!“ „So,“ erwiderte Michel.
„wamma' ſe ſo o'g'ſcheit benemmt ond“ „Dei' Be-
nemma' ſchad't d'r gar nex,“ fiel Kafpar ein. „Des iſt ebo
d'Liab! D'Liab macht verwirrt, ond wamma' verwirrt iſt,
macht ma' Dommheita'. Aber d'Liab iſt ja eba, was
d'Mädla haba' wöllet! ond wann oer vor lauter Liab duet
als ob 'r narred wär, globſt, des nemmt d'r oenan übel?
Ja bis Wuch (auf die Woche, das heißt niemals)! Fräa

Kreuzdonner ond's Wetter: i woeß net, wie e's a'fanga' duet ſe's ond geara' hont's ſo oen!“
ſoll!“ (Fortſetzung folgt.)

zurückkehrenden Kriegsteilnehmer und deren Angehörige aus dem
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Halleſche Kriegsverluſte.
reußiſche Verl Nr. 1304. Jnf.-Regt. Nr. 46, Minenweiſe e Geitner, Otto 24. 12. 92, vermißt. Jnf.-Regt. Nr. 47,

1. Komp. treiter Luft, Hermann, 14. 9. 92, vermißt. ReferveJnf.

Regt. Nr. 87, 12. Komp. Leutnant Jaeger, Lorenz, 23. 9. 92, ver
mi Nr. 231, 10 mp. Knauf, Otto, 27. T.leicht verwundet richtigungen früherer Angaben, 1. Komp. Ge
freiter Beckert, Paul, 4. 6. 97, bisher vermißt, in Gefangenſchaft.
3. Maſchinengewehr-Komp. Oſtwald, Fritz, 11. 11. 98, leicht ver
wundet, bei der Truppe. 1. Maſchinengewehr-Komp. Haak, Otto,
14. 7. 95, bisher vermißt, in Gefangenſchaft. t

reußiſche Verluſtliſte Nr. 1305. 2. Garde-Regt. zu Fu12. Hoffmüller, Walter, 6 2. 96, vermißt. J.
Nr. 56, 5. Komp. Geißler, Kurt, 19. 6. 96, vermißt. Landwehr-Jnf.
Regt. Nr. 153. Berichtigungen früherer Angaben. Füchſel, Richard
(4. Komp.), 7. 9. 96, bisher vermißt, in Gefangenſchaft. (A. N.) Reſ.
Feldartillerie- Regt. Nr. 68, 1. Batt. Unteroffizier Conſtabel, Ernſt,
27. 7. 94, geſtorben an ſeinen Wunden, 15. 10. 18. 6. Batterie.
Leutnant d. Reſ. Müller, Walter Eckard, 27. 4. 93, gefallen 29. 9. 18.
Brodel, Adolf, 18. 7. 97, leicht verwundet. FeldartillerieRegt. Nr. 229,
8. Vatt. Seige, Karl, 9. 7. 66, gefallen, 4. 10. 18. Reſ.-Fußartillerie
Regt. Nr. 4. Kuhne (nicht Kulme), Heinrich, (8. Batterie), 29. 1. 88,
vermißt. Fußartillerie-Regt. Nr. 21, 2. Batt. Klauswitzer, Kurt,
*5. 4. 97, leicht verwundet. Flugabwehrkanonenzug Nr. 11. Unter
offizier Reichel, Guſtav Willy Max, 6. 12. 96, geſtorben an ſeinen
Wunden 2. 7. 18.

reußi Berluſtliſte Nr. 1306. Jnfanterie Regiment Nr. 27:m. Komp.), 16. 4. 99, verm. Andre, Otto (2. Maſchinen
gewehr-Komp.), 26. 6. 93, verm. Jnfanterie- Regiment Nr. 30: Be
richtigung früherer Angabe 2. Komp.: Hennicke, Otto, 24. 11. 88, bis
her verm., lt. przjo. Mitteil. in Gefangenſchaft. Jnfanterie-Regiment
Nr. 46: Henze, Fritz (11. Komp.), 12. 9. 89, verm. ReferveJnfant.
Regiment Nr. 260. Grimm, Paul (10. Komp.), 2. 2. 95, bisher verm.,
verletzt.

reußiſche Verluſtliſte Nr. 1307. Jnfanterie- Regiment Nr. 27:Cetle g (5. Komp.), 26. 8. 92, bisher verm., geſtorben. Reſerve

Jnfanterie- Regiment Nr. 222: C Friedrich. 20. 3. 84, leicht
verletzt. JInfanterie- Regiment Nr. 359, 1. Komp.. Helm, Ernſt,
18. 6. 99, ſchwer verwundet. Seyffarth, Georg, 14. 12. 96, in Ge
fangenſchaft.

Preußiſche Verluſtliſte Nr. 1309. Jnfanterie- Regiment Nr. 368,
3. Komp.: Utffz. Ehrlich, Herbert, 25. 7. 96, l. verw. 10. Komp.:
Fiedler, Alfred, 30. 10. 97, l. verw. 2. Maſchinengew.-Komp.: Jakob,
Guſtav, 4. 11. 97, verm. Jnfanterie-Regiment Nr. 451, 12. Komp.:
Gefr. Schneider, Kurt, 20. 4. 94, leicht verw. Jnfanterie Regiment
Nr. 453 Berichtigung früherer Angaben), 6. Komp.: Lipke, Franz,
7. 8. 98, bisher ſchwer verw., geſt. 23. 12. 17.

Sächſiſche BVerluſtliſte Nr. 558. Zöllner, Walther, Utffz., 23. 11.,
ſchwer verwundet.

Sächſiſche Verluſtliſte Nr. 559. Klauß, Willy, Utffz., 30. 1., verm.
Nilius, Paul, Sanit.-Gefr., 29. 9., verm. Piſchner, Hans, 9. 12., verm.
Schönherr, Fritz, 5. 11., verm.

Kaiſerliche Marine. Verluſtliſte Nr. 162. Müller, Kurt, Sergeant
z S., 11, vermißt. Teufer, Johannes, Ob. San. Gſt., ſchwer ver
roundet.

Aus der Provinz.
Merſeburg. Kohlennot. Wie uns mitgeteilt wird, müſſen

auch die Braunkohlenwerke in unſerer unmittelbaren Umgebung, Beuna
und Großkayna, ihren Betrieb weſentlich einſchränken, da es an Arbei-
tern mangelt. Trotz der hohen Löhne können die Betriebsleitungen
keine Arbeiter erhalten, da angeblich die Arbeit in den Werken zu
ſchmutzig fei und daher eine Arbeitsannahme abgelehnt wird. Wenn
demgegenüber aus Halle berichtet wird, daß dort über 20 000 männliche
Perſonen ohne Arbeit ſind, ſo muß doch von den maßgebenden Stellen
für ſchleunige Abhilfe Sorge getragen werden. Die Kohlennot, wenn
ſie auf derartige Urſachen zurückzuſi on iſt, wächſt ſich zu einer gro
ßen Gefahr für unſer geſamtes Wirtſchaftsleben aus und hat unnach-
ſichtlich zur Folge, daß dadurch noch weitere Betriebe ſtillgelegt werden.

Es wäre eine dankenswerte Aufgabe der Arbeiterräte, hier ſchleunigſt
eine vermittelnde Tätigkeit in die Wege zu leiten.

Merſeburg. Auf die Dezembermarken der Leuchtmittelkarte des
Kreiſes Merſeburg dürfen die Verkaufsſtellen 1 Liter Petro-
le um, 3 Pfund Karbid und 1 Kerze abgeben.

Merſeburg. Ein Einbruch wurde in der Nacht zum Sonn
tag im Landratsamt verübt. Der oder die Diebe hatten es an
ſcheinend nur auf Geld abgeſehben, doch fand ſich ſolches nicht vor.
Nur einige Lebensmittelmarken eigneten ſie ſich an.
Größere Mengen Marken fielen den Dieben nicht in die Hände,
da ſie anſcheinend geſtört worden ſind. Die verurſachte große Un
ordnung in den Bureaus läßt darauf ſchließen, daß der Diebſtahl
in Eile ausgeführt wurde. Jrgend welche Anhaltspunkte über die
Perſon der Diebe liegen nicht vor.

Querfurt. Von ſchwerem Leid heimgeſucht wurde die
Familie des Mühlenbeſitzers Fritzſche in Jüdendorf. Vor drei
Wochen fiel der heimtückiſchen Grippe eine 20jährige Tochter zum
Opfer. Nunmehr wurden auch die Eltern in noch rüſtigem Alter
innerhalb 48 Stunden durch dieſelbe Krankheit dahingerafft. Außer
dem liegen noch drei Töchter ſchwer krank danieder.

Naumburg. Diebſtahl. Jn der Sonnabend Nacht drangen
Diebe in den Krollſchen Weinberg in der Weichau ein. Nachdem ſie
gewaltſam das Tor eines Nachbarberges geöffnet hatten, erbrachen
ſie die Stalltür und entwendeten einen Truthahn und 4 Enten.
Auch ein Ziegenböckchen wurde anfänglich vermißt, fand ſich jedoch
zur Freude des Beſitzers auf eine mnahen Feldſtück bald wieder,
vermutlich war es den Dieben entſprungen.

Zeitz. Wackre Tat. Als am Sonntag gegen 12,45 Uhr
mittags die Bahnhofswache der hieſigen Sicherheitskompagnie auf-
zog, bemerkte dieſe, daß ein 17jähriges Mädchen aus der Umgegend
on Zeitz an der ſogen. Dreierbrücke ſich in die Elſter ſtürzte.
Dragoner Alfred Kerl ſprang entſchloſſen in das Waſſer und holte
die Bedauernswerte heraus.

Wittenberg. Verkaufsbude erbrochen. Jn einer Nacht
iſt in der Verkaufsbude der Frau Winkler an der Bahnunterführung
vorm Elſtertor wieder ein Einbruch verübt worden. Der Dieb hat
die Rückwand vom Garten aus herausgebrochen und alle Gegen-
ſtände (Flaſchen, Taſſen, Zwiebeln uſw.), auch einige Nahrungs-
mittel geſtohlen. Anſichtspoſtkarten lagen zerriſſen auf dem Boden
herumgeſtreut. Beſonders ſchmerzlich für die Betroffene iſt der
Verluſt einer erſt neu gekauften, rot geſtrichenen Wage, welche mit-
ſamt den Gewichten, ebenfalls geſtohlen worden iſt. Vor Ankauf
wird gewarnt.

e dem Einbruchsdiebſtahl in der Nacht zum
Freitag bei dem Bandagiſten Eule in der Collegienſtraße erfahren
wir noch folgendes: Den Bemühungen der Polizei iſt es gelungen,
feſtzuſtellen, daß die geſtohlenen Gegenſtände nach dem Reſtaurant
zur Flotte in der Mittelſtraße gebracht worden waren. Bei einer
dortſelbſt vorgenommenen Durchſuchung wurden noch eine Menge
Portemonnaies und andere Sachen gefunden, die E. beſtimmt als
ſein Eigentum erkannte. Auf Grund dieſes Fundes wurden dort-
ſelbſt mehrere Angehörige des Wirtes, und zwar zwei Frauen
namens Morgenthal feſtgenommen. Weiter wurde feſtgeſtellt,
daß der in der Schloßſtraße wohnhafte Rohde bei dem Diebſtahl
beteiligt geweſen iſt, ſo daß auch dieſer feſtgenommen werden konnte.
Die Verhafteten wurden dem Gerichtsgefängnis zugeführt.

Kloſtermansfeld. Rieſenſchleichhandel. Dem hiefigen
A. und S.Rat iſt es am Sonnabend mittag gelungen, auf Bahn-
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Genoſſen
Werbt Mitglieder für die

Partei!
hof Mansfeld einen ganzen Eiſenbahnwagen Schleichhandelswaren,
welche jedenfalls aus Kantinen- oder Marketendermagazinen ſtam
men, zu beſchlagnahmen. Der Waggon enthält: Zigarren, Tabak,
Schnäpſe, Käſe, Zucker, Wolle, Garn, Seifenpulver, Schuhereme, ganze
Kiſten mit Waren, die noch nicht feſtgeſtellt worden ſind. Der Wert
dieſes Waggoninhalts wird nach bisheriger oberflächlicher Schätzung
auf mindeſtens 200 000 M. angenommen.

Dommitzſch. Einbrecher. Nachdem in der Nacht zum
vorigen Sonntag Einbrecher dem Schneidermeiſter Wildau in der
Torgauer Straße einen Beſuch abgeſtattet haben, bei dem ſie einen
gutgenährten Ziegenbock und fünf fette Kaninchen erbeuteten, ſind
in der Nacht zum Mittwoch wiederum zwei Einbrüche verübt.
Mittelſt Einſteigen drangen die Diebe in die Geſchäftsräume der
hieſigen Bahnhofverwaltung ein und hielten eine eingehende
Durchſuchung ſämtlicher Räume und Behälter ab. Da ſie von
den vorgefundenen Sachen keinen rechten Gebrauch machen konnten,
Geld aber nicht vorfanden, nahmen ſie nur einen Mantel mit, der
im Schalterraum hing. Mehr Erfolg hatten die Einbrecher in der
Plaßſchen Molkerei. Aus einem Raum haben ſie zwei Faß Butter
(250 Pfund), die am anderen Tage mit der Bahn verſandt werden
ſollten, und deren jedes ein Gewicht von 130 Pfd. hat, zum Fenſter
hinausgeſchoben und damit das Weite geſucht. Nach den angeſtell
ten Ermittelungen kommen mindeſtens zwei kräftige Perſonen in
Betracht, die mit den Gepflogenheiten im Betriebe genau vertraut
ſein müſſen. Für die Ermittelung der Diebe ſetzt der Eigentümer
eine Belohnung von 200 M. aus.

Sitzenroda. Familiendrama. Ein tiefbedauerlicher Vor
fall ereignete ſich Donnerstag abend 934 Uhr. Die Ehefranu des
Arbeiters Drauſchke ertränkte ſich mit drei Kindern im Alter von
5, 3 und 134 Jahren im Taurager Feldteich.' Es wird angenommen,
daß die Tat infolge einer längeren und ſchweren Nervenkrankheit
der Frau geſchehen iſt.

Rehmsdorf. Schwerer Unfall. Ein bedauerlicher Un
glücksfall ereignete ſich in der Nacht vom Freitag zum Sonnabend
in der Fabrik des Vereins Chem. Fabriken, A.G. Rehmsdorf. Der
Arbeiter Neddermeyer aus Zeitz kam bei ſeiner Arbeit mit dem
rechten Fuß in den Brecher, ſo daß Neddermeyer der Fuß oberhalb
des Knies abgeriſſen wurde. Der Verunglückte wurde am frühen
Morgen ins Städtiſche Krankenhaus überführt. Wie verlautet, iſt
Neddermeyer Vater einer ſtarken Familie.

Pakendorf. Sieben Schafe geſtohlen. Von der hiefigen
Domäne ſind aus dem feſtverſchloſſenen Schafſtalle in der Nacht
vom 4. zum 5. d. M. ſieben Stück Schafe im Werte von etwa 2000
Mark geſtohlen worden. Die Schafe ſind gleich an Ort und Stelle
im Stalle abgeſchlachtet worden. Die polizeilichen Feſtſtellungen
haben ergeben, daß ſich vermutlich, ehe der Schäfer die Schafherde
in den Stall getrieben hat, ſich eine Perſon in den Schafſtall einge
ſchlichen hat. Als der Schäfer nun die Tore des Stalles geſchloſſen
hatte, hat der Dieb ſich an das Abſchlachten der Schafe gemacht.
Die geſchlachteten Schafe wurden dann aus dem nördlichen Tore,
welches ins freie Feld führt, herausbefördert. Eine einſpännige
Wagenſpur führt vom Tor nach dem Jütrichauer Weg in der Rich
tung Jütrichau.

Ein Aufruf an die Arbeitsloſen.
Die Arbeitsgemeinſchaft der induſtriellen und gewerblichen

Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände wendet ſich mit folgendem
Aufruf an das werktätige Volk Deutſchlands.

Was kann uns retten
Uns allen droht der Untergang! Unerhörte feindliche Waffen-

ſtillſtandsbedingungen und überhaſtete Demobilmachung haben das
Räderwerk unſerer Wirtſchaftsmaſchine aufs ſchwerſte geſchädigt.
Arbeitsgeiſt und Ordnungsfinn ſind gelähmt; viele verharren in
Untätigkeit. Der Ueberflutung der t ſteht Arbeitermangel
in den Jnduſtriebezirken und in der Landwirtſchaft gegenüber.

Arbeitermangel herrſcht im Bergbau. Die Kohle iſt die
Kraftquelle der Volkswirtſchaft. Die Kohlennot iſt aufs höchſte
geſtiegen. Die Fabriken müſſen feiern: Wir müſſen frieren und
warme Nahrung und Wohnung entbehren.

Arbeitsloſe, helft Kohlen fördern!
Arbeitermangel herrſcht in der Eiſen und Stahl-

induſtrie. Eiſen iſt das Rückgrat des Erwerbslebens. Ohne
eiſernen Pflug und Spaten keine Ackerbeſtellung, keine Ernte, da
her keine Nahrung. Ohne eiſerne Maſchinen keine Textil-
induſtrie, daher keine Kleidung. Ohne eiſerne Werkzeuge und
Geräte keine Bautätigkeit, daher keine Wohn ung. Ohne Eiſen
keine Lokomotive, keine Eiſenbahnwagen, keine Schiffe, daher kein
Verkehr.

Arbeitsloſe, helft Eiſen ſchaffen!

Transportgewerbe iſt das Triebrad des Volkslebens. Unſere Ver
kehrsmittel ſind abgenutzt. 5000 Lokomotiven und 150 000 Güter-
wagen hat uns die Entente weggenommen. Mit dem verbliebenen
Reſt müſſen wir wirtſchaften. Ohne ſchnelle Entladung kein ge
regelter Güterumlauf.

Arbeitsloſe, helft den Güterverkehr beſchleunigen!
Arbeitermangel herrſcht in der Land und Forſtwirtſchaft. Die

Landwirtſchaft iſt unſere Nährmutter. Kartoffeln ſtecken noch in
der Erde und drohen zu verderben. Dem Milchvieh fehlt die Pflege.
Getreide bleibt ungedroſchen, und das in einer Zeit größter Nah
rungsmittelknappheit! Bäume werden nicht gefällt, es fehlt an
Bau, Brenn- und Grubenholz.

Arbeitsloſe, geht in die Land und Forſtwirtſchaft!
Ausgleich der Arbeitskräfte iſt das Gebot der Stunde. Ar

beitsloſe, bleibt nicht in den Großſtädten! Arbeitsgelegenheit wird
noch lange fehlen, weil Roh- und Hilfsſtoffe nicht herankommen
und Aufträge ausbleiben! In die überfüllten Fabriken der Groß
ſtädte ſtrömen jetzt die Feldgrauen hinein, die ein Recht auf ihren
alten Platz haben.

Arbeiter, ihr habt euer Schickſal in der eigenen Hand!
Wer arbeitet, nutzt ſich ſelbſt und ſeinen Volksgenoſſen. Wer

n verſündigts ſich an der Allgemeinheit und ſchadet
ich ſelbſt.

Noch nie in ſeiner Geſchichte war das deutſche Volk auf Gedeih
und Verderben ſo auf gemeinſame Arbeit angewieſen, wie in den
nächſten Wochen und Monaten.

Voelksgenoſſen, erkennt und übt wahre Solidarität!

Stärkt den Arbeitswillen und das Verantwortungsbewußtſein,
ſonſt macht ihr euch mitſchuldig am Untergang unſeres Volkes.Arbeitsloſe, meldet euch bei den grhenknachweiſen und holt
euch Rat bei den Demobiliſierungsausſchüſſen in den Stadt und
u

i Arbeitswechſel iſt freie Eiſenbahnfahrt aus öffentlichenMitteln gewährleiſtet. ſenvahnfas ſſenttge

Arbeitermangel herrſcht vielerorts im Transportgewerbe. Das 8
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Bekanntmachung
m. 5. A. W R. A.
t I. SIm Auftrage des Demobilmachungsamtes wird folgendes ange

und Verwertung in Fertig
M. 5395,/9. 15. K. R. A. vom 2. ember 1915, betreffend Beſchlag

nahme und Nachmeldung von Kupfer in Fertigfabrikaten,
Me. 3646,/2. 17. K. R. A. vom M

von Kupferlegierungen (Meſſing, Rotguß, Bronze) in Fertig
fabrikaten und Nächmeldung von Kupfer in Fertigfabrikaten,

M. 325,/7. 15. K. R. A. vom 31. Juli 1915, betreffend Beſchlagnahme,
Meldepflicht und Ablieferung von fertigen, gebrauchten und
h ranchten Gegenſtänden aus Kupfer, Meſſing und Rein
nickel,

M. 325e,7. 15. K. R. A. vom 24. September 1915, betreffend Anwei
ſung an die Kommunalverbände uſw. zu der Bekanntmachung
betreffend Beſchlagnahme, Meldepflicht und Ablieferung von

fertigen, gebrauchten und ungebrauchten Gegenſtänden aus
Kupfer, Meſſing und Reinnickel vom 31. Juli 1915, Nr.
M. 325/7. 15. K. R. A.,

M. 3231/10. 15. K. R. A. vom 16 November 1915, betreffend Enteig
nung, Ablieferung und Einziehung der durch die r
M. 325/7. 15. K. R. A. beziehungsweiſe M. 325e/7. 15. K. R. A.
beſchlagnahmten Gegenſtände vom 31. Juli bzw. 24. Septem
ber 1915,

M. 2684/2. 16. K. R. A. vom 15. März 1916, betreffend Enteignung,
Ablieferung und Einziehung der r die Verordnung M.
325/7. 15. K. R. A. beziehungsweiſe M. 325e/7. 15. K. R. A.
beſchlagnahmten Gegenſtände vom 31. Juli bzw 24. Septem
ber 1915 mit Zuſätzen,
18. K. R. A. vom 26 März 1918, betreffend Beſchlagnahme,
Enteignung und Meldepflicht von Einrichtungsgegenſtänden
bzw. freiwillige Ablieferung auch von anderen Gegenſtänden
aus Kupfer, Kupferlegierungen, Nickel, Nickellegierungen, Alu
minium und Zinn,
18. K. R. A. vom 15. Juni 1918 betreffend Nachtrag zu ber
Bekanntmachung Nr. M. 8/1. 18. K. R. A. vom 26. März
1918,

Me. 1700 A/8. 17. K. R. A. vom 2. Oktober 1917, betreffend Nachtrag
zu der Bekanntmachung Nr. Me. 1/3. 17 K. R. A. vom

20. Juni 1917,
M. 1/2. 17. K. R. A. vom 8. Februar 1917, betreffend Beſchlagnahme,

Beſtandserhebung und Enteignung von Bierglasdeckeln und
Bierkrugdeckeln aus Zinn und freiwillige Ablieferung von
anderen Zinngegenſtänden,

M. 1/12. 16. K. R. A. vom 10. Januar 1917, betreffend Beſchlagnahme,
Beſtandserhebung und Enteignungen von Proſpektpfeifen aus
Zinn, von Orgeln und freiwillige Ablieferung von anderenZinnpfeifen, Schalleitern ufw. von Orgeln und ſonſtigen
Muſikinſtrumenten,

M. 1/1. 17. K. R. A. vom 1. März 1917, betreffend Beſchlagnahme, Be
ſtandserhebung und Entignung ſowie freiwillige Ablieferung
von Glocken aus ren

Me. 500/2. 17. K. R. A. vom 1. März 1917, betreffend Beſchlagnahme,
Beſtandserhebung und Enteignung von fertigen, gebrauchten
und ungebrauchten Gegenſtänden aus Aluminium,

Me. 1700/4. 17. K. R. A. vom 10. Mai 1917, betreffend Nach
wen der Bekanntmachung Me. 500/2. 17. K. R. A. vom
1. März 1917,

M. 2432/8. 15. K. R. A. vom 24. Auguſt 1915, betreffend Beſtands-
meldung und freiwillige Ablieferung der zur Be von
öffentlichen und Ka Kupfermengen, einſchließlich kupfer-
ner Dachrinnen, llrohre, Fenſter und Geſimsabdeckungen,

M. 200/1. 17. K. R. A. vom 9. März 1917, betreffend Beſchlagnahme,
Meldepflicht, Enteignung und Ablieferung der bei öffentlichen
und privaten Bauwerken Blitzſchutzanlagen und zur Be
dachung verwendeten mengen, einſchleßlich kupferner
Dachrinnen, Abfallrohre, Fenſter- und Geſimsabdeckungen,
ſowie einſchließlich der an Blitzſchutzanlagen befindlichen Ploa-
tinteile,

M. 200/1. 17. K. R. A. II. Ang. von Juni 1918, betreffend Nachtrag
zur Anweiſung an die Kommunalverbände zu der Bekannt
machung Nr. M. 200/1. 17. K. R. A. vom 9. März 1917,

Me. 1700 B,8. 17. K. R. A. vom 2. Oktober 1917, betreffend Nachtrag
zu der Bekanntmachung Nr. M. 200/1. 17. K. R. A. vom
9. März 1917,

Me. 100/2. 17. K. R. A. vom 15. Mai 1917, betrefend Beſchlagnahme,
wiederholte Beſtandserhebung und Enteignung von Deſtil
lationsapparaten aus Kupfer und Kupferlegierungen (Meſ-
ſing, Rotguß und Bronze) und freiwillige Ablieferung von
anderen Brennereigeräten aus Kupfer und Kupferlegierun
gen (Moſſing, Rotguß und Bronze),

Me. 1700/8. 17 K. R. A. vom 2 Oktober 1917, betreffend W
7 etanntmachang Nr. M. 100/2. 17. K. R. A. vom 15.

M. 1400/4. 18. K. R. A. vom T. Mai 1918. betreffend Beſchtagnahme
und Beſtandserhebung von Gehäuſen und Gehäuſeteilen von

m. 10. e e en b veineſſend Veſchlagnah1/9. 16. K. R. A. vom 1. meund Beſtandserhebung von Platin,
werden hiermit aufgehoben.

Arkfikel I.
Jm Auftrage des Demobilma samtes und auf Grund des

S 1 der Bundesratsverordnung über Sicherſtell von sbedarf
in der Faſſung vom 26. April 1917 (ReichsGeſetzbl. S. 376) wird fol
endes angeordnet:

a) Alle Enteignungen, welche ſich auf Gegenſtände erſtrecken, die
durch die im Artikel I aufgehobenen Bekanntmachungen betroffen
ſind, werden, ſoweit das Material noch nicht adgeliefert iſt, hier

v Aue ſche der Metall M gſtellelle Enteignungen, we von der etallModer Kriegsrohſtoff- Abteilung veranlaßt ſind und Metalle in Sag

fabrikaten betreffen, werden, ſoweit das Material noch nicht abge
liefert iſt, hierdurch widerrufen.

Arſikel II.
Auf Erfüllung der durch die Metall-Mobilmachungsſtelle abge-

ſchloſſenen Käufe von Metallen und r wird hiermit
auf Material, welches

Die
M. 1/7. 15 K. R. A. 20. Juli 1915, betreffend Beſtandsmeldung1/—7 vom er S b

M. 81.

M. 8/6.

verzichtet. Der Verzicht erſtreckt ſich auch aus
ſolchen Käufen als Reſtlieferung noch rückſtändig iſt.

Arfikel IV.
7 Auftrage des r wird angeordnet:

s Einverſtändnis mit dem im Artikel II ausgeſprochenen Wider
ruf der Enteignungen und der beiderſeitige Verzicht auf die weitere Er

der Kaufverträge gemäß Artikel III wird nommen, falls
nicht bis zum 15. Januar 1919 durch eingeſchriebenen Brief bei der
MetoallMobilmachungsſtelle der KriegsRohſtoff Abteilung des Kriegs
miniſteriums, Berlin W 30, Motzſtraße 22, Einſpruch erhoben wird.

Trotz des Widerrufs der Enteignungen und des Verzichts auf
Erfüllung der Kaufverträge können enteignete oder gekauſte Gegen
ſtände noch bis 15. Januar 1919 abageliefert werden.

Berlin, den 24. November 1918.
Kriegs RohftoffAbl

gez. Wolffhügel.
Vorſtehende Bekanntmochung bringen wir hiermit zur Kenninis.
Halle, den 7. Dezember 10918. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.

Für die im Grundſtück W Str. 86, befindlAusfertigung für wiſchen r r Wirk-, S
Schuhwaren wird l.
reslers ein

m

1919 im Bezirk des VI. Poll zei
zu mieten geh Beſonders geeignet

Rns h e Preis das StadinAbt. II, u 22, Immer er
alle, den 11. Dezember 1918.

1917, betreffend Beſchlannahme
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